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Liebe Leser*innen,

die vorliegende Broschüre widmet sich
dem Phänomen schrumpfender Räu‐
me der Zivilgesellschaft, was unter dem
Begriff Shrinking Spaces nicht nur in
der Wissenschaft Beachtung findet.

Während Shrinking Spaces vor 2010
vor allem im globalen Süden als Pro‐
blem manifest wurden, ist eine Ein-
engung der Handlungsräume zivilge‐
sellschaftlicher Organisationen in den
letzten Jahren auch in den Demokrati‐
en Europas zu beobachten. Neben den
mittlerweile dafür bekannten Ländern
Polen und Ungarn sind auch (und nicht
nur) in Deutschland schwierigere Zeiten
für die Zivilgesellschaft angebrochen.
Beispielhaft seien hier die Aberkennung
der Gemeinnützigkeit von Attac
Deutschland und VVN-BdA oder die
Kontroverse um ein Demokratieförder‐
gesetz genannt. Auch Angriffe durch
Rechtspopulist*innen, die u.a. über
den Hebel des Neutralitätsgebots die
Zivilgesellschaft an die Kandare neh‐
men wollen, schränken die Spielräume
zivilgesellschaftlichen Handelns ein.
Unklare Förder- und Finanzierungs‐
bedingungen erschweren die Pla‐
nungssicherheit zivilgesellschaftlicher
Organisationen, engen damit ihre
Handlungsfähigkeit ein und verschär‐
fen die Situation zusätzlich.

Der Stadtjugendring Potsdam e.V. und
der mitMachen e.V. haben in den Jah‐
ren 2020/21 eine Veranstaltungsreihe

zu Shrinking Spaces mit insgesamt
sechs Online-Diskussionen zu sechs
Themenschwerpunkten durchgeführt.
Wir bedanken uns bei AndersARTiG
e.V. und Lambda Szczecin, die eine der
Veranstaltungen maßgeblich mitgestal‐
tet haben.

Mit der Veranstaltungsreihe wollten wir
für die Thematik sensibilisieren und das
Phänomen Shrinking Spaces bekann‐
ter machen. Viele Vereine und Initiati‐
ven haben Erfahrungen mit Shrinking
Spaces gemacht, ohne dies so benen‐
nen zu können. Das klare Herausstellen
des gesellschaftlichen Zusammen‐
hangs sowie der Wirklogiken hilft, das
Phänomen besser zu verstehen und
entsprechende Strategien zu identifi‐
zieren. Dies geschieht nicht zuletzt
deshalb, um die Erfahrungen nicht zu
vereinzeln und gemeinsam Gegenstra‐
tegien entwickeln zu können.

Während der Veranstaltungen wurde
die Aktualität, Brisanz und Verbreitung
des Phänomens nochmals deutlich.
Wir müssen etwas tun und uns vernet‐
zen. Denn eine liberale Gesellschaft ist
keine Selbstverständlichkeit. Aus unse‐
rer Sicht geht es nicht nur darum, die
Räume zu verteidigen, sondern auch
zu erweitern. Dazu braucht es die ge‐
genseitige Unterstützung von Vereinen
und Initiativen, eine für das Thema sen‐
sibilisierte und resiliente Verwaltung so‐
wie eine Politik, die die Zivilgesellschaft
als berechtigte Interessenvertretung
und nicht als Konkurrenz begreift.

Vorwort
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Zu den Beiträgen: Zum Auftakt führt
Siri Hummel (Maecenata Institut) in die
Thematik der Shrinking Spaces ein.
Anschließend liegt der Schwerpunkt
auf der Jugendarbeit. Sylvia Swierkow‐
ski (Stadtjugendring Potsdam e.V.) legt
dar, warum die Aneignung von öffentli‐
chen Räumen durch Jugendliche wich‐
tig ist und entsprechende Räume zur
Verfügung stehen müssen. Nils Schuh‐
macher (Uni Hamburg) hat im Rahmen
eines Forschungsprojektes politische
Interventionen im Feld der Offenen Kin‐
der- und Jugendarbeit untersucht und
diskutiert deren Effekte für die demo‐
kratische und emanzipatorische Praxis.
Jana Sämann (Naturfreundejugend
Bremen) erörtert die Delegitimations‐
strategien gegen (kritische) Jugendar‐
beit und zeigt auf, was dies für Jugend‐
arbeit und Zivilgesellschaft bedeutet.
Schließlich positioniert sich das Demo‐
kratische Zentrum Ludwigsburg (De‐
moZ), dem 2019 die Gemeinnützigkeit
entzogen wurde, für eine gelebte politi‐
sche Bildung mit Haltung.

Daraufhin weitet sich der Blick auf die
Zivilgesellschaft als Ganzes. Frauke
Büttner und Maica Vierkant (Aktions‐
bündnis Brandenburg) berichten dar‐
über, wie Rechtspopulist*innen das
Neutralitätsgebot und parlamentari‐
sche Mittel missbrauchen, um die Zivil‐
gesellschaft zu schwächen. Annett
Mängel (Blätter für deutsche und inter‐
nationale Politik) zeigt anhand ausge‐
wählter Beispiele die Notwendigkeit der
Verstetigung von Projektförderung

durch ein Demokratiefördergesetz auf,
woran sich Carsten Herzberg (mitMa‐
chen e.V.) anschließt und erörtert, war‐
um Brandenburg ein eigenes Demo‐
kratiefördergesetz braucht. Annika
Schmidt-Ehry (Allianz „Rechtssicher‐
heit für politische Willensbildung“ e.V.)
nimmt schließlich die Aspekte des Ge‐
meinnützigkeitsrechts unter die Lupe,
die Handlungsspielräume von Zivilge‐
sellschaft einengen können.

Welche dramatische Entwicklung die
Einschränkung der Zivilgesellschaft
nicht weit von hier nehmen kann, wird
an den Beispielen Ungarns und Polens
deutlich. Piotr Kocyba (TU Chemnitz)
und Márton Gerő (Institute for Sociolo‐
gy, Centre for Social Sciences, Buda‐
pest) betrachten die Situation in Ungarn
und zeichnen nach, wie die Räume der
Zivilgesellschaft dort immer enger wur‐
den. Monika Pacyfka Tichy (Lambda
Szczecin) berichtet schließlich, mit wel‐
chen Bedrohungen die LGBTQI*-Com‐
munity in Polen umzugehen hat. Ihre
Erfahrungen belegen auf erschrecken‐
de Weise, unter welchen Druck die Zi‐
vilgesellschaft gerät, die sich für eine
offene und plurale Gesellschaft einsetzt.

Die Beiträge der Broschüre stehen für
sich und gleichsam zusammen für eine
starke Zivilgesellschaft und eine Demo‐
kratie jenseits des Streichelzoos.

Stephanie Pigorsch, Dr. Carsten Herz‐
berg, Martin Bubner, Kay-Uwe Kärs‐
ten, Julia Schultheiss
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Der zivilgesellschaftliche Handlungs‐
raum, also der Gesellschaftsbereich
zwischen Staat, Wirtschaft und familiä‐
rer Privatheit, in dem sich Bürger*innen
in freiwilligen, kollektiven Aktionen und
Organisationen ohne Gewinnabsichten
engagieren, ist in vielen Ländern dieser
Welt verstärkt Attacken ausgesetzt.1
Diese Attacken gehen von staatlichen
Akteur*innen, aber auch Unternehmen
aus und reichen von Rechtseinschrän‐
kungen, bürokratischer Gängelung bis
hin zu physischer und psychischer Ge‐
walt gegen Aktivist*innen. Nach einer
Zeit des Wachstums und politischer
Anerkennungsgewinne für zivilgesell‐
schaftliche Organisationen (ZGO), ins‐
besondere auch in den ehemaligen
Ostblockstaaten oder Lateinamerika,
zeichnet sich eine Gegenbewegung
zur Delegitimierung zivilgesellschaftli‐
cher Akteur*innen ab.

Die Debatte um diese Angriffe hat sich
unter dem Anglizismus des shrinking
space of civil society (SSCS) zu einem
Diskurs verdichtet,2 der den Kampf um
den zivilgesellschaftlichen Handlungs‐
raum problematisiert und in unter‐
schiedlichen Disziplinen wie der Frie‐
dens- und Konfliktforschung, dem
Völkerrecht, aber auch der Demokra‐
tietheorie und der Zivilgesellschaftsfor‐
schung in der letzten Dekade verstärkt
geführt wird.3

Als kennzeichnende Faktoren des
SSCS lassen sich die Beschneidungen
von verfassungsrechtlich geschützten
Grundrechten wie der Versammlungs‐
freiheit und der Meinungsfreiheit durch
repressive Polizeieinsätze, die öffentli‐
che Stigmatisierung von ZGO, aber
auch ihre zunehmende staatliche
Überwachung festmachen. Hand‐

Shrinking Spaces?

Der Kampf um den zivilgesellschaftlichen

Handlungsraum

>> Siri Hummel >> Maecenata Institut

1 zum Begriff und Theorie der Zivilgesellschaft siehe Strachwitz/Priller/Triebe (2019)
2 zur Begriffsgeschichte und den disziplinären Unterschieden siehe Hummel (2020)
3Die Schlagwortsuche bei Google Scholar ergibt für den Zeitraum von 2000 bis 2010 425, für die Jahre 2010
bis 2020 hingegen bereits 1640 Artikel zu dem Thema. Die Maecenata Stiftung führt seit 2018 eine fortlau‐
fende Bibliografie zum Thema, einzusehen unter: https://web.maecenata.eu.

©
Siri Hum

m
el

https://web.maecenata.eu.
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lungseinschränkungen ergeben sich
zudem über die Kontrolle und die Ein‐
schränkung von Finanzierungen phil‐
anthropischer Aktivitäten, vor allem die
der internationalen Geldgeber*innen
und Spender*innen. Staatliche Regu‐
lierungsinitiativen, die mit hohen Re‐
chenschaftsauflagen einhergehen, wir‐
ken dort einschränkend, wo sie miss-
bräuchlich gegen regierungskritische
Organisationen eingesetzt werden
oder durch den unverhältnismäßig ho‐
hen Verwaltungsaufwand überfordernd
wirken. Regulierungsmaßnahmen zie‐
hen zudem oft Einschränkungen zwei‐
ter Ordnung nach sich, wenn Banken,
die vor den hohen Hürden der Rechen‐
schaftspflicht zurückschrecken, den
Organisationen keine Kredite mehr zur
Verfügung stellen oder dadurch Spen‐
der*innen und Firmen abgeschreckt
werden (Hayes et al. 2017).

Der Grund für die zunehmenden staat‐
lichen Repressionen wird zumeist in
dem Erstarken autoritärer Regierungs‐
führung und der Erosion demokrati‐
scher Rechtsstaatlichkeit gesehen
(Carothers/Brechenmacher 2014, Sim‐
sa 2019). So wurden zunächst die Re‐
pressionsmaßnahmen auch als Pro‐
blem des globalen Südens, von
Autokratien und sogenannter Failed
States gesehen, ab Mitte der 2010er
Jahre wird dieses Phänomen jedoch
zunehmend auch für die westlichen
Demokratien und global beschrieben
(Hummel 2020). Der Civicus Monitor,
eine Initiative zur globalen, länderüber‐

greifenden Beobachtung und Indexie‐
rung von Zivilgesellschaft, diagnosti‐
ziert für ihren Bericht 2021, dass 88
Prozent aller Menschen oder 6,8 Milli‐
arden Menschen in beschränkten, un‐
terdrückten oder geschlossenen (Zivil-)
Gesellschaften leben – fünf Prozent
mehr als 2019 (Civicus Monitor 2021).
Elf Länder wurden gegenüber 2019
herabgestuft, nur drei verbesserten
sich (Brot für die Welt 2021).

Die plakativsten Eingriffe gegen die zi‐
vilgesellschaftliche Freiheit zeigen sich
in Maßnahmen wie etwa dem ‚Fremde-
Agenten-Gesetz‘ und dem Status der
‚unerwünschten Organisation‘ in Russ‐
land oder dem sogenannten ‚Stop-So‐
ros-Gesetz‘ in Ungarn – abgeleitet von
dem liberalen Philanthropen George
Soros –, die ZGO massive Rechen‐
schaftspflichten auferlegen und sie
häufig von internationaler Finanzierung
abschneiden. Oft findet die Einschrän‐
kung auch themenorientiert statt, d.h.
ZGO, die sich etwa für
Geschlechtergerechtigkeit, sexuelle
Selbstbestimmung oder in der Ge‐
flüchtetenunterstützung engagieren,
werden besonders angegriffen. Häufig
geschieht dies, wie bspw. in Polen von
Seiten rechtskonservativer Parteien
und Bewegungen, die die Arbeit der
ZGO mit dem Argument, die traditio‐
nelle Wertegemeinschaft schützen zu
wollen, öffentlich delegitimieren (Do‐
maradzka et al. 2016).
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Auch in Deutschland werden Eingriffe
in die zivilgesellschaftliche Handlungs‐
freiheit diskutiert. Mit der Aberkennung
der Gemeinnützigkeit der globalisie‐
rungskritischen Organisation Attac
durch den Bundesfinanzhof sahen sich
viele Beobachter*innen in ihrer Be‐
fürchtung einer politischen Mobilisie‐
rung gegen unliebsame ZGO bestätigt.
Dieses Urteil ist vor dem Hintergrund
einer breiteren Auseinandersetzung zu
sehen, inwiefern sich ZGO politisch en‐
gagieren dürfen bzw. sollten. Geht das
Gemeinnützigkeitsrecht nach wie vor
von den Parteien als alleinigen Bezugs‐
punkte politischer Willensbildung aus,
entspricht dies für viele Bürger*innen
nicht mehr der Realität einer partizipa‐
tiven Demokratie, in der eine politische
Zivilgesellschaft als notwendiges
Machtkorrektiv und Stimm- und
Sprachgeberin für marginalisierte, sozi‐
ale Interessen dient. Die Wirkung des
Attac-Urteils oder ähnlicher Gerichts‐
fälle ist schwer abzuschätzen. Es gibt
keine Zahlen darüber, wie viele ZGO
sich aus Furcht vor einer negativen Be‐
urteilung ihres gemeinnützigen Enga‐
gements politischer Aktivitäten und Äu‐
ßerungen enthalten; der Verein Allianz
„Rechtsicherheit für politische Willens‐
bildung“ geht jedoch von einer sehr ho‐
hen Dunkelziffer aus (Allianz o.J.).

Zunehmend werden in diesem Zusam‐
menhang auch verkürzte Anhörungs‐
fristen für Verbände kritisiert, die ver‐
hindern, dass die Organisationen im
Vorfeld von Gesetzesvorhaben hinrei‐

chend Zeit einer Kommentierung ge‐
genüber den Ministerien haben (GI
2020). Autoren wie Anheier/Toepler
(2020) sehen die Einschränkung des
zivilgesellschaftlichen Raumes in
Deutschland weniger durch direkte Un‐
terdrückung bedingt, sondern vielmehr
durch administrativ reformerische Sta‐
gnation, die durch eine politische Ver‐
nachlässigung der Zivilgesellschaft ver‐
ursacht wird.

Auswirkungen von Covid-19 auf die
Zivilgesellschaft

Die gesellschaftlichen Auswirkungen
der Covid-19-Pandemie sind noch
nicht abzuschätzen, offensichtlich ist
jedoch die Verschärfung von bereits
vorhandenen sozialen Ungleichheiten.
In Bezug auf das Thema der Shrinking
Spaces lassen sich einige Prognosen
ableiten: In vielen Ländern wurde ins‐
besondere zu Beginn der Pandemie
eine offene Berichterstattung von Jour‐
nalist*innen und ZGO verhindert. Im
Laufe der Pandemie kam es weiter zur
Zensur, etwa in Thailand, bei der Re‐
gierungen es ausnutzten gegen kriti‐
sche Stimmen vorzugehen, indem sie
behaupteten, die Verbreitung von
Falschinformation zu verhindern (Civi‐
cus 2021).

In Deutschland zeichnet sich die Ein‐
schränkung insbesondere auf drei
Ebenen ab: Zum einen verzeichnen so‐
ziale Bewegungen wie Fridays for Fu‐
ture (FFF) einen großen Verlust ihres
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Mobilisierungspotenzials. Durch die
Einschränkung der Versammlungsfrei‐
heit haben insbesondere die auf De‐
monstrationen und Protest setzenden
Initiativen gegen den Klimawandel,
Wohnungsnotstand oder Rassismus
erheblich an Mobilisierungskraft und
Einfluss im öffentlichen Diskurs verlo‐
ren. Inwieweit sich dieses Momentum
nach der Pandemie wiederherstellen
lässt, ist ungewiss.

Zweitens wurden die Konsultations‐
möglichkeiten zu den politischen Ent‐
scheidungen im Zuge der Notverord‐
nungen stark eingeschränkt. Mit der
Verschiebung zu einer vermehrt exeku‐
tiven Politikgestaltung gingen Gelegen‐
heitsstrukturen zur Anhörung verloren.
Die Einbeziehung der Zivilgesellschaft
in Entscheidungen wie bspw. Die zur
Pandemiebekämpfung, aber vor allem
auch die der Folgenabschätzung, ins‐
besondere auf marginalisierte Grup‐
pen, ist nicht befriedigend erfolgt. Die
Zivilgesellschaft konnte ihre Expertise
für viele dieser Themenbereiche nicht
einbringen (Turß 2020).

Ein dritter Aspekt betrifft die Diffamie‐
rung von Zivilgesellschaft durch rechts‐
populistische Akteur*innen, welche
ZGO zunehmend behindert. Die als
‚Querdenker‘ beschriebene Protestbe‐
wegung gegen die staatlichen Pande‐
mieschutzbestimmungen hat sich,
spätestens seit sie von rechtspopulisti‐
schen Akteur*innen unterstützt und
vereinnahmt wurde (Nachtwey/Schäfer

/Frei 2020), zu einer weiteren Arena
der Öffentlichkeit entwickelt, in der
ZGO als Feindbild und Teil eines elitä‐
ren, gesellschaftlichen Mainstreams
geframt werden. Dieses Phänomen ist
im Bereich des Menschenrechtsakti‐
vismus und insbesondere in der Ge‐
flüchtetenhilfe oder Rassismuspräven‐
tion seit Längerem bekannt, lässt sich
aber zunehmend auch in anderen, ver‐
meintlich politisch neutraleren Berei‐
chen wie dem Natur- und Klimaschutz,
der Bildung oder dem Sport beobach‐
ten.
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Jugendliche im öffentlichen Raum
Aneignungs-, Beteiligungs- und

Bildungsprozesse im Spannungsfeld von

Stadtentwicklung und Nutzungskonflikten

>> Sylvia Swierkowski >> Kinder- und

Jugendbüro des Stadtjugendring Potsdam e.V.

Wenn wir junge Menschen im öffentli‐
chen Raum vorurteilsfrei betrachten,
sehen wir mehr als Jugendliche, die
nur abhängen. Ihre Teilhabe am öffent‐
lichen Leben, die Nutzung öffentlicher
Räume durch Jugendliche, ist aber
nicht ohne weiteres störungsfrei gege‐
ben. Städtische Räume sind allzu oft
durch bestimmte, nicht für Jugendli‐
che vorgesehene Nutzungskonzepte
geprägt und warten verdichtet und be‐
baut mit einer nicht immer jugend- und
lautstärkefreundlichen Nachbarschaft
auf. Walther et al. (2019) sprechen in
diesem Zusammenhang von „Partizi‐
pation als praktische[m] Ausdruck ei‐
nes Gefüges aus Macht und Anerken‐
nung im öffentlichen Raum" (ebd., S.
196). Beobachten kann man dies an
einigen Beispielen in Potsdam. So
wiegen die Beschwerden von wenigen
Anwohnenden, die in der Stadtverwal‐
tung eingehen, erst einmal mehr als
die Bedürfnisse von ganzen Jugend‐
gruppen. Die Verwaltung muss diesen

Beschwerden nachgehen und diesen
im Sinne der vorgesehenen Nutzung
des jeweiligen Ortes begegnen. Die
Chancen auf Aneignung von öffentli‐
chen Plätzen sind stark abhängig vom
Umgang der jeweiligen Kommune mit
dem öffentlichen Raum. Eine starre,
festgelegte Mononutzung schließt
häufig die Aneignung durch junge
Menschen aus. Weniger Handlungs‐
druck hätte die Verwaltung, wenn die
Flächen multicodiert würden. Das
heißt, dass eine vielfältige Nutzung des
öffentlichen Raumes vorgesehen und
auch erwünscht wäre.

Öffentliche bzw. teilöffentliche Räume
sind nach dem Sozialwissenschaftler
Frey Grünflächen, Parks, Spielplätze,
der Straßenraum, Kaufhäuser, Shop‐
ping-Malls, Bahnhöfe, Sportanlagen,
Vereine, Musikschulen, Schulräume
und Kirchenräume (Frey 2004).

©
privat
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Doch weshalb ist diese Aneignung
für junge Menschen so wichtig?

Praktiken im öffentlichen Raum sind zu‐
nächst grundsätzlich politisch, auch
wenn diese für Erwachsene destruktiv
erscheinen mögen. Die Nutzungskon‐
flikte, die dabei entstehen, sind ein
wichtiger Bestandteil von Lernen im
Sinne der informellen Bildung und Par‐
tizipation – beides steht im produktiven
Wechselverhältnis zueinander (Walther
et al.). Der Ausdruck und das Dasein
der jungen Menschen – unabhängig
davon, ob es sich hierbei um laute Mu‐
sik, Graffitis, Skaten auf dafür nicht vor‐
gesehenen Flächen, Konsum oder Par‐
kaufenthalt nach Einbruch der
Dunkelheit handelt – sind Ausdruck von
Teilhabeansprüchen der jungen Men‐
schen an der Gesellschaft, die sich ent‐
scheiden muss, wie viel Raum sie der
Jugend für ihre Entwicklungs- und Bil‐
dungsprozesse zugesteht. Der Sozial‐
wissenschaftler Ulrich Deinet (1999)
wird noch konkreter: Menschliche Ent‐
wicklung vollzieht sich, indem sich
Menschen täglich mit der „gegenständ‐
lichen, sozialen und räumlichen Umwelt
auseinandersetzen“ (ebd., S. 42). Jun‐
ge Menschen erschließen sich Räume,
widmen diese um, verändern die „Sym‐
bolik der raumbezogenen Regelwerke,
erweitern ihre Handlungsräume und
formen vorgegebene Arrangements
um“ (ebd.). Aneignung hat verschiede‐
ne Dimensionen, die maßgeblich die
Bereiche (informelle) Bildung, Entwick‐
lung und Teilhabe umfassen:

1.) Aneignung als Erweiterung motori‐
scher Fähigkeiten im Umgang mit Ge‐
genständen, Werkzeugen, Materialien
und Medien. Erschließung von Kultur.

2.) Aneignung als Erweiterung des
Handlungsraums im sozialökologi‐
schen Sinne, in dem sich Heranwach‐
sende sukzessive die Welt erschließen.

3.) Aneignung als Veränderung von Si‐
tuationen, als Umgestaltung einzelner
Strukturelemente zur Erfahrung von
Selbstwirksamkeit.

4.) Aneignung als Erlernen der Fähigkeit,
sich in unterschiedlichen geografischen
und virtuellen Räumen gleichzeitig auf‐
zuhalten und diese zu verknüpfen.

5.) Aneignung als Spacing, als eigentä‐
tiges Schaffen von Räumen durch eige‐
ne bzw. gegenkulturelle Selbstinszenie‐
rungen, z.B. durch „herumhängen,
blödeln, Action machen“. Das Voran‐
gegangene wird verneint, um die not‐
wendige Distanz für die Aneignung zu
schaffen. „Spielraum durch Verneinen“.
(Deinet 1999, 2005 und Früchtel 2017)

Der öffentliche Raum erfüllt somit für
junge Menschen drei Funktionen: Er ist
Rückzugsraum, Bühne und gegenkul‐
tureller Raum. Junge Menschen kön‐
nen hier eine maximale Distanz zu
ihrem Alltag, zu ihren Routinen und
Zwängen herstellen, ohne sich einer Er‐
wachsenenkultur anpassen zu müs‐
sen. Die Funktion „Bühne“ bekommt
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der öffentliche Raum, wenn junge
Menschen sich und ihre Lebenswelt
bzw. Jugendkultur darstellen wollen –
entweder vor Gleichaltrigen oder vor
Erwachsenen, was häufig nicht ohne
Provokationen geschieht. Lautes Mu‐
sikhören oder Graffiti sind nur zwei
Beispiele dessen. Der Rückzugsort ist
mindestens ebenso wichtig: Vermeint‐
liche Langeweile, sogenanntes „Chil‐
len“ als Aneignungsstrategie nimmt
dabei eine zentrale Rolle ein: „Lange‐
weile gehört dazu, um dann wieder in
eine Aktivität zu kommen“ (Deinet
2017).

Welche Rolle kommt den Sozialar-
beiter*innen zu?

Die Aufgabe lautet: Spielraum
schaffen! Der Bildungsbegriff vom in‐
formellen Lernen (in Ergänzung zu for‐
mellen Bildungsprozessen) hilft dabei.
Den Sozialarbeitenden kommt hier die
Aufgabe zu, politische Lobbyarbeit
auch durch die Einbindung von jungen
Menschen selbst zu leisten. Um die
Lebenswelt junger Menschen sichtbar
zu machen und aufzuzeigen, weshalb
der öffentliche Raum und die Nut‐
zungsformen von großer Wichtigkeit
für sie sind, können Sozialarbeiter*in‐
nen qualitative Methoden nutzen, wie
z.B. subjektive Landkarten, Befra‐
gung, Autofotografie, Stadtteilbege‐
hung, Nadelmethode oder Zeitbud‐
gets. Die Initiierung von Dialogen
zwischen Anwohner*innen, Kommune
und Jugendlichen ist zwar aufwendig,

aber sinnvoll, um jungen Menschen
die Nutzung des öffentlichen Raums
zu erleichtern bzw. zu ermöglichen.
Die Wahrnehmung und Aushandlung
unterschiedlicher Standpunkte ist eine
unbedingte Voraussetzung im Demo‐
kratielernen – und zwar nicht nur für
die jungen Menschen!

Fazit

Öffentliche Räume sind Orte wichtiger
Lernprozesse. Sie sind Aneignungs‐
raum, Raum der informellen Bildung,
Raum für „Wildes Lernen“ und der Ort,
an dem Teilhabeansprüche ausge‐
drückt werden. Sozialarbeiter*innen
können die temporären Bildungsräu‐
me sichtbar machen und daran erin‐
nern, dass diese Räume auch im Bil‐
dungsmonitoring bzw. in der
Bildungsplanung der jeweiligen Kom‐
mune Niederschlag finden. Wirksame
Bildungssettings müssen zur Verfü‐
gung gestellt werden, z.B. durch die
Öffnung der (Volks-)Parks, Ausweitung
der Liegewiesen, Schaffung von Plät‐
zen ohne kommerzielle Nutzungsvor‐
aussetzungen an gut erreichbaren Or‐
ten. Perspektivisch scheinen diese
Räume jedoch gerade in Potsdam en‐
ger zu werden oder gar zu verschwin‐
den. Nachverdichtungen, Bebauun‐
gen und andere Prioritäten – das kann
dazu führen, dass sich die Debatte
verschärfen wird. Hier braucht es mu‐
tige Politiker*innen, Sozialarbeiter*in‐
nen und Menschen in der Verwaltung,
die dafür eintreten, dass diese wichti‐



16 Shrinking Spaces

gen Räume erhalten und neu ge‐
schaffen werden, oder die kreative Zwi‐
schennutzungen organisieren. Mutig
müssen sie sein, da sie von anderen
häufig als miesepetrig (Pigorsch 2021),
querulantisch oder uneinsichtig gese‐
hen werden. Manchmal zahlt sich die
Miesepetrigkeit jedoch aus!
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Blitzlicht: Veranstaltung vom 14.04.2021

Wo sollen wir hin?
Schrumpfende Räume für junge Menschen

im öffentlichen Raum
Sylvia Swierkowski vom Stadtjugendring Potsdam e.V. gab einen Einblick in die the‐
oretischen Grundlagen der Funktionen und Dimensionen der Aneignung öffentlicher
Räume durch Jugendliche. Hierzu zählen die Erweiterung der eigenen Fähigkeiten,
die Erfahrung von Selbstwirksamkeit und gegenkulturelle Inszenierungen sowie das
Erschließen von Spielräumen durch Verneinen. Bei „Mononutzung“ öffentlicher Räu‐
me und Flächen werden junge Menschen ausgeschlossen, multicodierte Flächen
leisten hier Abhilfe.

Katharina Tietz vom Chillout e.V. hat die Perspektive von Streetwork und akzeptie‐
render Jugend- und Drogenarbeit am Beispiel Potsdams vorgestellt und Konfliktlini‐
en offengelegt. Je nach Stadtteil sind Nutzungskonflikte und Verdrängungsprozesse
unterschiedlich ausgeprägt. In der Konsequenz birgt es Gefahren für das Demokra‐
tieverständnis junger Menschen, wenn sie keinen Raum für sich finden. Uncodierte
und pädagogikfreie, regelarme Räume sind für die Entwicklung von Jugendlichen
notwendig.

Bianca Strzeja (KuKMA) und Huyen Nguyen Tanh (Mädchen*treff Zimtzicken) be‐
trachteten auf theoretischer und praktischer Ebene geschlechtersensible Rauman‐
eignung junger Menschen. Es zeigte sich die Notwendigkeit eines geschlechtersen‐
siblen Blicks für Mädchen. Studien zeigen die unterschiedliche Nutzung öffentlicher
Räume durch Jungen und Mädchen ab 8 Jahren, so nutzen Jungen Spielplätze zu
80 und Mädchen nur zu 20%. Eine Befragung von Mädchen ergab einen wahrge‐
nommenen Unterschied zwischen Mädchen und Jungen, Unterschiede hinsichtlich
des Migrationshintergrundes sowie eine unterschiedliche Nutzung öffentlicher Räu‐
me in verschiedenen Stadtteilen.

„Kreis- und Stadtjugendringe sind ein wichtiger Faktor für Expanding
Spaces für Kinder und Jugendliche. Sie vernetzen viele Akteur*innen
der Jugendverbandsarbeit, betreiben Lobbyarbeit und wirken so mul‐
tiplikatorisch in die Kommunen. Welche Angebote gibt es, werden die
Kids in Prozesse eingebunden usw. – So werden Räume geschaffen.“
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„Jugendliche sind eher marginalisiert in der
öffentlichen Wahrnehmung als Bürger*innen
mit Rechten.“

„Eines der Probleme ist die Nachverdichtung,
der öffentliche Raum schwindet immer mehr.“

„Die Stadtplanung braucht furchtbar lange zur Realisierung.
Daraus ergibt sich eine Ungleichzeitigkeit von Stadtplanung
und Sozialarbeit und die Bedürfnisse von Jugendlichen bleiben
lange ungehört.“

„Langfristige Planungszeiträume können auch positiv genutzt
werden, es gibt unzählige Konzepte auf Tonnen von Papier. Das
sollte gelesen werden, denn diese Papiere bestimmen den
öffentlichen Raum. Sogar im Kleingartenkonzept ist vorgesehen,
in jeder Anlage soziale Flächen freizuhalten. Das ist ein Hebel,
den man nutzen kann.“

„Kontakt und Ins-Gespräch-bringen von Anwohner*innen
und Jugendlichen baut Spannungen ab, auch bei negativ
wahrgenommenen Gruppen.“

„Gibt es zu wenig Räume für Jugendliche, kann
das Depressionen zur Folge haben. Sie brauchen
den Austausch mit Gleichaltrigen ohne Aufsicht.“
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Fazit der Veranstalter*innen

Räume schwinden gerade auch für junge Menschen. Sie werden kaum in die stadt‐
entwicklungspolitischen Fragen einbezogen. Es wird eher über sie als mit ihnen ge‐
sprochen und das häufig aus einer problembesetzten Perspektive. Hier zeigt sich ein
grundsätzliches Demokratiedefizit. Nicht nur werden die Bedürfnisse junger Men‐
schen kaum berücksichtigt, sondern ihre eigenen Möglichkeiten, sich Gehör zu ver‐
schaffen, werden allzu oft aus einer vermeintlich erwachsenen Perspektive heraus
„totformalisiert“. Selbstwirksamkeitserfahrungen und das positive Erleben demokra‐
tischer Prozesse sind für die persönliche Entwicklung junger Menschen und deren
Einstellung zur Demokratie überaus wichtig und wirken in der Folge auch auf die de‐
mokratische Entwicklung unserer Gesellschaft. Deswegen kann dieser Frage nie ge‐
nug Gewicht beigemessen werden. Die Einbeziehung junger Menschen in gesell‐
schaftliche Aushandlungsprozesse und demokratische Entscheidungsfindungen
muss ein Grundanliegen unserer Arbeit sein.

„Ich kann das Wort Rahmenbedingungen nicht mehr hören. Wir sollten
das Empowerment von Kindern und Jugendlichen stärken, dass sie sich
im Jugendalter die Räume aneignen können nach dem Motto: Nehmt
euch, was ihr braucht. Das ganze Papiergedöns sorgt nur für Frust und
ändert eh nix, wenn man sich darauf einlässt.“

„Unsere Stärke ist, dass wir an der Basis sitzen und die Leute kennen
und das Wissen haben. Die Verwaltung ist darauf angewiesen und
das ist unsere Einflussmöglichkeit. Wir müssen das wenden, sie sollte
auf uns hören. Die Abgrenzung vom Verwaltungsdenken ist absolut
notwendig, um praktisch handeln zu können.“

„Wir sollten weiter fachlich unbequem bleiben.
Pöbeln fetzt zwar, aber pöbeln mit schönen
Worten kann was bewegen. Beharrlichkeit und
Fachlichkeit kann Türen öffnen.“
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Meine Überlegungen schließen an ein For‐
schungsprojekt an, welches wir im ver‐
gangenen Jahr durchgeführt haben
(Schuhmacher/Schwerthelm/Zimmer‐
mann 2021). Ausgehend von gehäuften
Berichten über Angriffe „von rechts“ auf
Einrichtungen und Angebote der Soziokul‐
tur, der politischen Bildung und der Sozia‐
len Arbeit war unser Ziel, durch eine bun‐
desweite Befragung der Fachpraxis ein
genaueres Bild von politischen Interventio‐
nen im Arbeitsfeld der Offenen Kinder- und
Jugendarbeit zu zeichnen. Unsere Ergeb‐
nisse sind nicht repräsentativ, sie liefern
also kein vollständiges Bild über die Aus‐
maße und Themen solcher Interventionen
(was auch nur schwer möglich wäre)1 . Sie
zeigen allerdings aktuelle Dynamiken und
Muster auf. Und sie lassen sich mit zwei
weiterführenden Gedanken verknüpfen.

Der erste Gedanke ist mehr eine Beob‐
achtung: Angriffe von rechts haben an
Intensität und Stärke zugenommen,
was vor allem auf das Wirken der AfD
zurückzuführen ist. Unsere Studie zeigt,
dass es zu einer nachhaltigen Veren‐
gung der Handlungs- und Freiräume
der betroffenen Jugendeinrichtungen
allerdings erst dort kommt, wo die Er‐
zeugung einer Problemstimmung durch
weitere politische und behördliche Ak‐
teur*innen mitgetragen wird. Der zweite
Gedanke bezieht sich auf die aktuelle
Wiederbelebung des Extremismus-Be‐
griffs: Es gibt gute Gründe anzuneh‐
men, dass die Erzeugung einer „anti-ex‐
tremistischen“ Präventionsstimmung
weitere negative Etikettierungen von Ju‐
gendeinrichtungen und ihren (potenziel‐
len) Nutzer*innen mit sich bringen wird.

Flankeneffekte
Demokratische Jugendarbeit

zwischen politischen Interventionen

und Extremismusprävention

>> Nils Schuhmacher >> Universität Hamburg

1 Empirische Grundlage ist ein Datensatz von 262 Fällen. In 196 Fällen wird von politischen Interventionen
gesprochen oder sie wurden von uns aufgrund der Themen und Umstände als Interventionen verstanden. 71
dieser Fälle waren selbstrecherchiert und die Betroffenen reagierten nicht auf unsere Anfragen, wofür es un‐
terschiedliche Gründe geben kann. Aus Brandenburg stammen 27 Fälle, davon 15 Interventionsfälle. Diese
vergleichsweise geringe Zahl sagt wenig darüber aus, wie verbreitet Interventionen sind. Sie hängt offensicht‐
lich auch mit der Organisation des Feldes zusammen und damit, wie gut es gelang, die Basis der Einrichtun‐
gen zu erreichen.

©
privat



21

Die Rede ist also von zwei unterschied‐
lichen Flankeneffekten, die im Rahmen
der Diskussion über politische Angriffe
von rechts im Auge zu behalten sind.
Beide Gedanken sind zum jetzigen
Zeitpunkt eher assoziativ als empirisch
miteinander verbunden. Jeder für sich
macht allerdings darauf aufmerksam,
dass Shrinking Spaces nicht allein
durch Angriffe auf die Demokratie, son‐
dern auch im Zuge der Auseinander‐
setzung zwischen unterschiedlichen
Vorstellungen des Demokratischen
entstehen. Die Zusammenhänge zwi‐
schen diesen beiden (Gedanken-)Lini‐
en werde ich im Folgenden, ausgehend
von unserem Material, skizzieren.

Die (manchmal schwierige) Unter-
scheidung zwischen Steuerung und
Intervention

Jugendarbeit nimmt Einfluss und ist
selbst Gegenstand von Einflussnah‐
men. Dabei lassen sich mit politischen
Interventionen und Steuerungen zwei
Grundformen unterscheiden: Politische
Interventionen verstehen wir als be‐
wusste Machtaktionen zur zielgerichte‐
ten Einflussnahme. Sie sind mit der In‐
tention der Delegitimierung der
anderen Seite und der Selbstlegitimie‐
rung verbunden; ihre Legitimität ist Ge‐
genstand einer Kontroverse; es entste‐
hen enge Bezüge zu übergeordneten
politischen Themen und Konflikten
(Schuhmacher/Schwerthelm/Zimmer‐
mann 2021, S. 11). Demgegenüber
verweist der Begriff der Steuerung auf

behördlich-administrative sowie politi‐
sche Einflussnahmen und Gestaltun‐
gen, die mehr oder weniger zum Alltag
der Fachpraxis gehören. Zu denken ist
zum Beispiel an Fragen der Finanzie‐
rung, an Verregelungen und Control‐
ling, an die Bestimmung von Aufgaben
(zu denen unter Umständen auch sol‐
che gehören können, für deren Erledi‐
gung sich die Praxis ‚eigentlich‘ nicht
zuständig wähnt), aber auch an Unter‐
stützung und die Förderung von Frei‐
räumen. In der Praxis lassen sich diese
beiden Formen der Einflussnahme
nicht immer genau auseinanderhalten.
Es gibt Mischformen und Überlappun‐
gen. Weder ist immer klar, wo die Steu‐
erung endet und die Intervention be‐
ginnt, noch handelt es sich um ein
bloßes Entweder-oder.

Problemstimmung: Interventionen
und Co-Interventionen gegen (be-
stimmte Formen der) Jugendarbeit

An verschiedenen Fällen unseres
Samples zeigt sich, dass aus einzelnen
Angriffen auf Einrichtungen und Ange‐
bote komplexe Interventionsgesche‐
hen werden. Dabei wird auch deutlich,
wie sich Intervention und Steuerung
miteinander verknüpfen können.

Oft noch sehr übersichtlich ist das Bild
bei Interventionen von rechts außen,
denen sich keine weiteren Akteur*innen
anschließen. Wie unsere Befunde zei‐
gen, nehmen Angriffe von rechts ein
sehr breites Feld jugendarbeiterischer
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Praxis und Konzepte ins Visier. Diversi‐
tätsorientierte Ansätze, antirassistische
Positionierungen und missliebige kultu‐
relle Aktivitäten werden in diskreditie‐
render Absicht als „links“ oder als
„linksextrem“ etikettiert. Dabei wird
auch der Terminus der fehlenden „Neu‐
tralität“ ins Spiel gebracht. Die Begriffe
sind denkbar weit gefasst und haben
auch eine rhetorische Funktion. Ihre
Verwendung dient der Erzielung von
politischen ‚Geländegewinnen‘ und der
Konturierung von Feindbildern. Und in
das Feindbildschema fallen prinzipiell
alle, die den gesellschaftlichen Vorstel‐
lungen der extremen Rechten ableh‐
nend gegenüberstehen.

Komplexer wird das Bild, wo sich negati‐
ve Etikettierungen auf bestimmte Teilstü‐
cke der Jugendarbeitsrealität beziehen,
so etwa auf linke politische Gruppen, die
Einrichtungen nutzen, auf explizite antifa‐
schistische Positionierungen von Einrich‐
tungen und Besucher*innen oder auf An‐
gehörige alternativer Jugendkulturen, die
Einrichtungen aktiv mitgestalten. Hier ent‐
faltet sich in einer Reihe von Fällen ein
Geschehen, das wir als Co-Interventio‐
nen bezeichnen. Die Komplexität ergibt
sich aus mehreren Faktoren: Erstens tre‐
ten Akteur*innen aus bürgerlichen Partei‐
en, Behörden und (Fach-)Ämtern hinzu,
zweitens verbinden sich Interventionen
mit Steuerungen und drittens wird eine an
sicherheitsbehördlichen Definitionen ori‐
entierte Extremismus-Vorstellung zur
Richtschnur der Kritik.

Im Detail folgen Co-Interventionen unter‐
schiedlichen Dynamiken und Motiven. Es
finden sich Fälle, in denen Problemset‐
zungen, Begriffe und Skandalisierungen
rechter Akteur*innen schlicht von anderen
übernommen werden. Genauso gibt es
Fälle, in denen es einer direkten Beteili‐
gung der äußersten Rechten gar nicht
bedarf. Schließlich können Interventionen
auch in Form fachbehördlicher Aufforde‐
rungen zur „Zurückhaltung“ und „Neutra‐
lität“ auftreten, mit denen der politische
Druck von rechts reaktiv oder vorbeu‐
gend abgefedert werden soll. Auch wenn
die Motive und Haltungen der Intervenie‐
renden unterschiedlich sein mögen (wie
sich vor allem an der letzten Form zeigt),
erzeugen diese Co-Interventionen ähnli‐
che Effekte: Sie verkleinern den Korridor
des politisch und kulturell Tolerierten – in
diesem Fall zum Nachteil demokratischer
und emanzipatorischer Jugendarbeit.

Von einem flächendeckenden Phänomen
lässt sich hierbei zwar nicht sprechen,
sehr wohl aber davon, dass der Druck auf
‚linke‘ Einrichtungen offenbar wächst und
sich in einer Art Verstärkerkreislauf auch
das Feld der Betroffenen weitet: Be‐
stimmte Positionierungen werden schnel‐
ler als ‚abweichend‘ und ‚problematisch‘
wahrgenommen und das ‚Abweichende‘
und ‚Problematische‘ wird zugleich
schneller als ‚extremistisch‘ oder ‚extre‐
mismusnah‘ markiert.
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Präventionsstimmung:
Indienstnahmen der Jugendarbeit

In den zeitlichen Kontext unserer Erhe‐
bung fällt eine Entwicklung, die sich nicht
direkt in unseren Befunden abbildet, die
aber für das Gesamtbild von Bedeutung
ist. Die Rede ist von der sich abzeichnen‐
den extremismustheoretischen Wende
der Präventionsarbeit. Sie findet derzeit
zwar vor allem innerhalb der Programm‐
landschaft der Demokratieförderung statt,
betrifft aber letztlich auch die Regelstruk‐
turen. Eine bereits seit langem diskutierte
Frage ist hier, inwieweit Jugendarbeit (und
politische Bildung) überhaupt für Präventi‐
on zuständig ist (Lindner 2013). Eine neue
Frage ist, inwieweit sie der Problemset‐
zungsdiskurs zu einem „Linksextremis‐
mus“ genannten Themenfeld betrifft und
beeinflusst (Baron/Drücker/Seng 2018).
Dabei bietet sich ein paradoxes Bild. Auf
der einen Seite stehen Bedarfserhebun‐
gen und Problemabfragen im Praxisfeld,
bei Jugendämtern und durch Jugendäm‐
ter in mehreren Bundesländern aus jüngs‐
ter Zeit, die deutlich machen, dass dieses
Thema aufgrund politischer Interessen auf
die Agenda gesetzt werden soll. Auf der
anderen Seite stehen zum Beispiel die Be‐
funde unserer Erhebung, dass das Thema
bereits auf der Agenda ist, allerdings in
ganz anderer Weise. Die „Linksextremis‐
mus“-Thematik wird durch Interventionen
und Problemsetzungen von außen in das
Feld hineingetragen. Und diese Prozesse
stehen durchgehend mit Delegitimierun‐
gen und Normierungen demokratischer
Jugendarbeit in Verbindung.

Der vor diesem Hintergrund ins Spiel ge‐
brachte Präventionsgedanke erweist sich
damit als doppelt problematisch, denn es
werden nicht mehr die Infragestellungen
einer pluralistischen demokratischen Ju‐
gendarbeit thematisiert, sondern politi‐
sche Positionierungen innerhalb der Ju‐
gendarbeit. Zum einen transportiert der
extremismustheoretische Präventionsge‐
danke die Erwartung, dass von außen ge‐
setzte Negativmarkierungen durch die
Praxis zur eigenen Sache gemacht wer‐
den, mit dem naheliegenden Ergebnis,
dass bestimmte Nutzer*innen als politi‐
sche Problemgruppen behandelt werden.
Zum anderen können Etikettierungseffek‐
te dort zunehmen, wo sich Einrichtungen
auf diese Logik der Problemsetzung nicht
einlassen.

Shrinking Space für alternative
Demokratiekonzeptionen?

Herkömmlicherweise bezeichnet der Be‐
griff Shrinking Spaces Prozesse, in denen
der demokratische Raum durch die Eta‐
blierung undemokratischer Elemente ver‐
kleinert wird. Ein treffendes Beispiel hierfür
sind rechte Angriffe gegen demokratische
Initiativen und Positionen. Allerdings wird
in einer erweiterten Perspektive auf Inter‐
ventionen und erst recht im Kontext des
Präventionsdiskurses deutlich, dass Ver‐
engungen des demokratischen Raums
auch anderen Logiken folgen können.
Dies zeigt sich nicht zuletzt dort, wo auf
holzschnittartige Unterscheidungen zwi‐
schen einer ‚guten‘ Mitte und ‚schlech‐
ten‘ Rändern zurückgegriffen wird und
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wo politische Abweichungen jedweder
Art mit dem Extremismus-Etikett ausge‐
stattet werden, statt nach den jeweils ver‐
tretenen Werten zu fragen.

Für eine Jugendarbeit, die sich als eman‐
zipatorisch versteht, können die Folgen
drastisch sein. Sie bietet Frei- und Experi‐
mentierräume, in denen auch radikal- und
basisdemokratische Vorstellungen ent‐
stehen können, die für Dritte herausfor‐
dernd sind und die als unbequem und
störend empfunden werden. Rechte In‐
terventionen richten sich prinzipiell gegen
solche Vorstellungen, da sie der Weite‐

rentwicklung und nicht der Stilllegung de‐
mokratischer Gesellschaften und Ge‐
meinschaften dienen. Die Frage ist, in
welchem Maße sich zugleich jenseits der
Rechten ordnungspolitisch eingefärbte
formalistische Demokratievorstellungen
durchsetzen. Normierende Steuerungen
und eine extremismuspräventive Durch‐
dringung von Bereichen jugendlicher
(Selbst-)Bildung können dann selbst zu
Techniken der Einschrumpfung des de‐
mokratischen Raums werden. Dies wären
die erwähnten Flankeneffekte, auf die es
in den anstehenden Debatten und Aus‐
einandersetzungen zu achten gilt.
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Ein Transparent an der Fassade eines
Jugendhauses ruft zu Solidarität auf
und benennt ein Spendenkonto der
Roten Hilfe. Die lokale CDU fordert ei‐
nen Entzug der öffentlichen Finanzie‐
rung für den Jugendverband, welcher
der Träger des Hauses ist, und hinter‐
fragt ganz generell dessen Berechti‐
gung zur Arbeit mit Kindern und Ju‐
gendlichen.

Eine Informationsveranstaltung in ei‐
nem Jugendhaus informiert zu lokalen
Strukturen und Inhalten der AfD im
Stadtteil. Selbige fordert den Entzug
der öffentlichen Förderung für das Ju‐
gendhaus sowie die Überprüfung der
Verfassungstreue von Mitarbeiter*innen
und unterstellt den jugendlichen Besu‐
cher*innen ein linksextremistisches Ge‐
waltpotential.

Ein Jugendverband schreibt einen Satz
auf einen Flyer, welcher deutschen Na‐
tionalismus kritisiert. Die lokale AfD
echauffiert sich über durch Steuergel‐

der finanzierten Linksextremismus und
fordert den Entzug der Fördermittel für
den Jugendverband. Die lokale CDU
übernimmt diese Aussagen ungeprüft.

Ein Landesjugendring beschließt auf
seiner Vollversammlung der Mitglieds‐
verbände einen Unvereinbarkeitsbe‐
schluss bezüglich jeglicher Zusammen‐
arbeit mit der AfD, da deren
Wahlkampfprogramm Positionen for‐
muliert, die im Widerspruch zu Werten
und Haltungen des Jugendringes ste‐
hen. Die AfD greift den Jugendring dar‐
aufhin als undemokratisch an und for‐
dert einen Fördermittelentzug.

Nach einer Konzertveranstaltung in ei‐
nem Jugendzentrum formuliert die AfD
eine Parlamentarische Anfrage, in wel‐
cher einzelne Textzeilen der Band ob
ihres vermeintlich linksextremistischen
Inhaltes skandalisiert werden. Als Kon‐
sequenz wird die Streichung der öffent‐
lichen Förderung für das Jugendzen‐
trum diskutiert.

Jugendarbeit als umkämpfter Raum

Versuche der Einflussnahme auf

jugendarbeiterische Möglichkeitsräume

durch parteipolitische Akteur*innen

>> Jana Sämann >> NFJ Bremen

©
privat
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Autoritäre Disziplinierung jugendpo-
litischer Ausdrucksformen

Neben den Bereichen von Bildungs-
und Kulturpolitik können auch in der
Jugendarbeit zunehmend Versuche
der Einschränkung zivilgesellschaftli‐
chen Engagements beobachtet wer‐
den. Dies wird deutlich, wenn als Reak‐
tion auf als unbequem empfundene
jugendpolitische Ausdrucksformen au‐
toritäre Disziplinierungsmaßnahmen
angedroht werden, etwa in Form einer
Forderung nach Fördermittelentzug.
Als überwiegend aus öffentlichen Mit‐
teln gefördertes Angebot ist dies für
das Arbeitsfeld der Jugendarbeit po‐
tenziell existenzbedrohend. Auch die
häufig formulierte Forderung nach einer
Aberkennung des Status als freier Trä‐
ger der Jugendhilfe oder der Gemein‐
nützigkeit des Trägervereins stellen
gravierende Sanktionsandrohungen
dar. Nicht alleiniger, aber deutlich trei‐
bender Akteur ist dabei die AfD, welche
vor allem durch das Stellen von Parla‐
mentarischen Anfragen und skandali‐
sierende Öffentlichkeitsarbeit sichtbar
wird (Hafeneger et al. 2018).

Die AfD hat autoritäre Vorstellungen
von Jugend(arbeits)politik. Sie zeigen
sich etwa im Einfordern von Wider‐
spruchsfreiheit zwischen staatlicher
und zivilgesellschaftlicher Bildung, im
Wunsch nach umfassenden Kontroll-
und Sanktionsmöglichkeiten, in der
Verknüpfung eigener Ziele und Interes‐
sen mit der Förderpolitik freier Träger

oder in der Delegitimation von als un‐
bequem wahrgenommenen Akteur*in‐
nen (Sämann 2021, S. 80ff). Dabei ist
zu beobachten, dass sich die Aufmerk‐
samkeit und das Interventionsbestre‐
ben nicht auf das ganze, durchaus sehr
heterogene Feld der Jugendarbeit be‐
ziehen. Vielmehr werden konkret sol‐
che Projekte und Einrichtungen adres‐
siert, welche „durch die Idee der
Parteilichkeit, durch Emanzipationsori‐
entierung, durch die Berücksichtigung
des politischen Bildungsauftrags und
durch die explizite Abgrenzung von re‐
aktionären Gesellschaftsbildern cha‐
rakterisiert sind“ (Schuhmacher/
Schwerthelm/Zimmermann 2021, S.
67, siehe dazu auch den Beitrag von
Schuhmacher in diesem Band).

Delegitimationsversuche

Neben der Androhung und Durchset‐
zung von Sanktionen in den konkreten
Einzelfällen erfolgt hier auch eine Etiket‐
tierung von diesen bestimmten Formen
von Jugendarbeit, welche sich auf die
Wahrnehmung ihrer Legitimation aus‐
wirkt. Der in den Anfragen häufig erfol‐
gende Rückgriff auf einen ‚Linksextre‐
mismus‘-Vorwurf greift dabei zunächst
die konkret adressierten Akteur*innen
an, indem er dazu benutzt wird, sie au‐
ßerhalb eines demokratischen Legiti‐
mationsspektrums zu verorten. Dar‐
über hinaus werden so auch die in
dieser Jugendarbeit hervorgehobenen
inhaltlichen Positionierungen diskredi‐
tiert, denn „wer mit dem Label ‚linksex‐
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trem‘ behaftet ist, damit also als Demo‐
kratiefeind gebrandmarkt wird, mit dem
wird nicht nur nicht mehr geredet —
vielmehr werden von solchen Akteu‐
r*innen geäußerte Perspektiven und
Vorschläge zu lokalen Problemlagen
gar nicht mehr als legitimer Beitrag zur
Debatte gehört“ (Burghardt/Hanneforth
/Klare 2018, S. 83). Auch das vorgetra‐
gene Postulat eines vermeintlichen
Neutralitätsgebotes ist in diesem Kon‐
text als Strategie auszumachen, mit
dem Ziel, kritische Bildungsinhalte als
ideologisch zu diskreditieren. Dabei ist
hinreichend dargestellt worden, dass
es keine Verpflichtung gibt, sich bezüg‐
lich antiegalitärer und diskriminierender
Positionen ‚neutral‘ zu verhalten – im
Gegenteil, eine menschenrechtsorien‐
tierte, demokratische Bildung muss
diese thematisieren und kritisieren (vgl.
Cremer 2019).

Rechtliche Grundlagen politischer
Bildung in der Jugendarbeit

Vor diesem Hintergrund ist auch der
Blick auf die rechtlichen Grundlagen
von Jugendarbeit und Jugendver‐
bandsarbeit im Sozialgesetzbuch auf‐
schlussreich. Das SGB VIII beschreibt
als Charakteristikum der Jugendarbeit,
dass diese „an den Interessen junger
Menschen anknüpfen und von ihnen
mitbestimmt und mitgestaltet werden,
sie zur Selbstbestimmung befähigen
und zu gesellschaftlicher Mitverantwor‐
tung und zu sozialem Engagement an‐
regen und hinführen [soll]“ (§ 11 SGB

VIII). Weiter ist an dieser Stelle politi‐
sche Bildung als ein dezidierter
Schwerpunkt der Jugendarbeit be‐
nannt. Bezüglich der Arbeit von Ju‐
gendverbänden wird formuliert, dass
die „eigenverantwortliche Tätigkeit der
Jugendverbände und Jugendgruppen
[…] unter Wahrung ihres satzungsge‐
mäßen Eigenlebens“ zu fördern ist und
dass Jugendverbände dahingehend
als Organisationen anzuerkennen sind,
in denen „Anliegen und Interessen jun‐
ger Menschen zum Ausdruck gebracht
und vertreten“ (§ 12 SGB VIII) werden.
Es wäre also angebracht, Jugendarbeit
als Ort des selbstständigen Engage‐
ments und eigenständigen jugendpoli‐
tischen Ausdrucks anzuerkennen und
die Autonomie freier Träger zu respek‐
tieren.

Auswirkungen auf die konkret
adressierten Projekte, aber auch auf
die Zivilgesellschaft

Die eingangs geschilderten Beispiele
machen deutlich, wie versucht wird,
diese Möglichkeitsräume der Jugend‐
arbeit durch Sanktionsandrohungen
sowie Diffamierungsversuche zu be‐
schränken. Um einschränkende Wir‐
kungen zu erzielen, müssen die gefor‐
derten Konsequenzen gar nicht
unbedingt umgesetzt werden – es
reicht aus, diese als potentiell mögliche
Szenarien in den Raum zu stellen. Blei‐
ben diese Szenarien unwidersprochen,
können die angedrohten Sanktions‐
maßnahmen dazu führen, dass die Ak‐
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teur*innen der Jugendarbeit sich selbst
in ihren Äußerungen zurücknehmen –
sei es aus tatsächlicher Verunsicherung
über die rechtliche Zulässigkeit oder
aus strategischen Gründen, um sich
dem öffentlichen Angriffsfeld zu entzie‐
hen. Bei Akteur*innen aus Politik und
Verwaltung könnten die Vorwürfe und
Forderungen der Anfragen eine Verun‐
sicherung bewirken, welche sich nega‐
tiv auf Anerkennungs- und Förderpoliti‐
ken auswirkt.

Wenn also als Konsequenz für den
Ausdruck von jugendpolitischem Enga‐
gement und Selbstorganisation durch
Interventionen parlamentarischer Ak‐
teur*innen ein Fördermittelentzug und
damit faktisch eine Verunmöglichung
der Jugendarbeit gefordert wird, ist
dies als autoritärer Versuch von Diszi‐
plinierung zu werten, welcher im Einzel‐
fall als Angriff auf das konkret adres‐
sierte Projekt betrachtet werden kann.
In der Häufung von Interventionsversu‐
chen sowie in der Kontextualisierung
mit ähnlichen Angriffen auf zivilgesell‐
schaftliche Akteur*innen des Bildungs-
und Kulturbereiches ist dieses Vorge‐
hen jedoch auch als Versuch zu bewer‐
ten, kritisches zivilgesellschaftliches
Engagement als solches in seinen Aus‐
drucksformen und Möglichkeitsräumen
zu beschränken.

Fazit: Jugendarbeit als umkämpfter
Raum

Diskreditierungs- und Verunmögli‐
chungsversuche stellen dabei kein un‐
bekanntes Phänomen für die Jugend‐
arbeit dar. Schon lange vor der
aktuellen Konjunktur der AfD-Anfragen
hat es durch Diskreditierungsversuche
von parteipolitischer Seite sowie unter
dem allgegenwärtigen Argument knap‐
per Haushalte immer wieder Situatio‐
nen gegeben, in denen die Möglich‐
keitsräume von Jugendarbeit prekari-
siert oder eingeschränkt worden sind.
Dabei zeigt sich Jugendarbeit als Feld,
welches einerseits immer wieder in un‐
terschiedlichen Facetten und von un‐
terschiedlichen Akteur*innen beein‐
flusst wird, sei es bezüglich der
Finanzierung, hinsichtlich der ihr zuge‐
wiesenen Aufträge oder ihrer inhaltli‐
chen Positionen. Andererseits zeigt
sich auch, dass die Akteur*innen sich
keineswegs widerstandslos beschrän‐
ken lassen. Politisch und fachlich be‐
gründete Stellungnahmen, kreative Ak‐
tionsformen und die Organisation
solidarischer Bündnisse richten sich
gegen eine Verringerung von Möglich‐
keitsräumen, die als zunehmend um‐
kämpft betrachtet werden müssen.
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Im Oktober 2019 wurde dem Demo‐
kratischen Zentrum Ludwigsburg die
Gemeinnützigkeit entzogen. Der Ent‐
zug fußt auf dem erst im Februar 2019
gefällten Urteil zur politischen Betäti‐
gung gemeinnütziger Vereine im Fall
der bundesweit tätigen Organisation
Attac Deutschland. Ziel des Urteils soll‐
te eigentlich die Trennung zwischen ge‐
meinnützigen Organisationen und Par‐
teien in Bezug auf Steuervorteile sein.
Mit dem Urteil ist der Bundesfinanzhof
jedoch weit über das Ziel hinausge‐
schossen. Es ist nicht nur eine man‐
gelnde Rechtssicherheit für sich poli‐
tisch betätigende Vereine entstanden.
So untersagt das Urteil gemeinnützigen
Organisationen, die den Zweck der po‐
litischen Bildung verfolgen, sowohl eine
eigene politische Haltung zu äußern als
auch die politische Partizipation als sol‐
che, sonst droht der Verlust der Ge‐
meinnützigkeit. Der Entzug der Ge‐
meinnützigkeit ist für viele Vereine
existenzbedrohend – die Gemeinnüt‐
zigkeit bringt nicht nur Steuervorteile im
Sinne der Abgabeordnung mit sich.

Fast immer sind Fördermittel auch an
eine bestehende Gemeinnützigkeit ge‐
bunden. Somit entstand in der Folge
eine grundlegende Diskussion darüber,
wer in der Bundesrepublik Deutschland
Teil der politischen Willensbildung sein
darf und wer nicht. Die aus dem Urteil
resultierende Unsicherheit der Vereine
und die drohenden Konsequenzen ha‐
ben jedenfalls zur Folge, dass sich viele
Vereine nicht mehr politisch äußern.

Als Verein, der seit vielen Jahrzehnten
politische Bildung gestaltet, teilen wir
die Ansicht des Bundesfinanzhofs
nicht. Wir sind der Meinung, dass Ak‐
teur*innen der Zivilgesellschaft per se
politisch sind: Sie übernehmen Aufga‐
ben und Tätigkeiten, die dem Gemein‐
wohl dienen, und haben folglich auch
das Recht, politische Positionen zu be‐
ziehen. Es darf nicht sein, dass Vereine
beispielsweise in der Entscheidung zö‐
gern, eine Demonstration gegen Ras‐
sismus zu unterstützen, weil infolgedes‐
sen der Verlust der Gemeinnützigkeit
droht. Wenn das geltende Recht so

Haltung bleibt gemeinnützig

>> Demokratisches Zentrum Ludwigsburg –

Verein für politische und kulturelle Bildung e.V.
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In diesem Positionspapier gehen wir
von einem Bildungsverständnis aus,
das sich auf den Willen der Selbstbil‐
dung eines jeden Menschen bezieht.
Welche Inhalte verinnerlicht werden,
entscheidet demnach jeder Mensch
selbst. Politische Bildung ist demnach
zum einen eine grundlegende Wis‐
sensvermittlung und zum anderen die
Vermittlung von Kompetenzen, die
Menschen zur Teilhabe an gesell‐
schaftspolitischen Prozessen bestär‐
ken. Dazu gehört neben der Fähigkeit,
Kompromisse zu finden und einzuge‐
hen, auch kontroverse Diskussionen
führen zu können.

Die Zivilgesellschaft ist eine wichtige
Akteurin politischer Bildung, da staatli‐

che Einrichtungen wie beispielsweise
die Schule zum einen nicht die Mög‐
lichkeit haben, alle Bereiche der politi‐
schen Bildung abzudecken. Zum an‐
deren bedarf es unabhängiger
Bildungsstellen und -angebote, die
eine multiperspektivische und auch kri‐
tischere Perspektive auf gesellschafts‐
politische Themen einnehmen, um da‐
mit z.B. auch Ansätze und Institutionen
staatlicher Bildung von außen reflektie‐
ren zu können.

Um kontroverse Debatten in unserer
Gesellschaft sichern zu können, benö‐
tigt es nicht nur das Recht, sondern
auch die Möglichkeit für alle Akteur*in‐
nen der Zivilgesellschaft, sich politisch
äußern zu können. Solange diese Äu‐

ausgelegt und flexibel angewendet wer‐
den kann, bietet dies die Grundlage da‐
für, politisch Andersgesinnte zu diskre‐
ditieren und die Zivilgesellschaft zu
lähmen.

Aus diesem Grund wollen wir eine De‐
batte über das Verständnis politischer
Bildung anstoßen, denn politische Bil‐
dung darf nicht nur in Form von „beleh‐
renden Vorträgen“ gestaltet werden,
wie es das Urteil des Bundesfinanzhofs

nahelegt. Politische Bildung muss
praktisch gelebt und umgesetzt und
darf nicht durch einen Maulkorb für die
Zivilgesellschaft eingeschränkt werden.

Das nachfolgende Positionspapier defi‐
niert politische Bildung aus der Sicht zi‐
vilgesellschaftlicher Akteur*innen. Wir
laden alle dazu ein, diese Position per
Mail über gemeinnuetzigkeit@demoz-
lb.de zu unterzeichnen und mitzutra‐
gen.

Positionspapier vom Februar 2020 zu
„Politische Bildung innerhalb der Zivilgesellschaft“

verfasst vom Demokratischen Zentrum Ludwigsburg
– Verein für politische und kulturelle Bildung e.V.
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ßerungen auf der Grundlage der Men‐
schenrechte geschehen, müssen sie
frei von Sorge handeln können, eventu‐
elle Negativfolgen wie z.B. den Verlust
der Gemeinnützigkeit zu erfahren. Zu‐
dem geben soziale Räume innerhalb
der Zivilgesellschaft vielen Menschen
erst die Möglichkeit zur politischen Be‐
teiligung außerhalb der politischen Par‐
teien.

Entscheidend für die politische Bildung
innerhalb der Zivilgesellschaft ist, dass
die Gestalter*innen selbstbestimmter
Bildung eine Doppelrolle einnehmen.
Nämlich, dass sie nicht nur gestalten,
sondern auch gleichzeitig immer selbst
Adressat*innen der politischen Bildung
sind. Somit ist die politische Teilhabe zi‐
vilgesellschaftlicher Institutionen immer
das Produkt eben dieser selbstbe‐
stimmt gestalteten Bildungsprozesse.
Viele Vereine, die politische Bildung an‐
bieten, können ihre Aufgabe nur durch
die steuerlichen Vorteile einer Gemein‐
nützigkeit betreiben. Zumindest solan‐
ge die Teilnahme an den Bildungsange‐
boten allen sozialen Schichten
zugänglich sein soll. Erschwert oder
unterbindet sogar ein Gesetz oder ein
Gerichtsurteil nun diese politische Par‐
tizipation, ist dies ein dramatischer An‐
griff auf die Meinungsfreiheit und die
Freiheit der Lehre nach Artikel 5 des
Grundgesetzes. In Artikel 21 heißt es
außerdem, die Parteien „wirken an der
politischen Willensbildung mit“. Die po‐
litische Willensbildung ist also nicht al‐
lein ihnen überlassen. Unsere Verfas‐

sung eröffnet einen Raum für andere
Akteure wie Vereine, sich politisch ein‐
zubringen.

Außerhalb der Parteien muss politische
Bildung zwar parteiunabhängig sein,
kann und darf aber nicht werteneutral
sein. Diese Haltung entsteht auch aus
dem Bewusstsein heraus, dass Bil‐
dung nie wieder so instrumentalisiert
werden darf wie in der Zeit des Natio‐
nalsozialismus. Das bedeutet weiter,
dass politische Bildung immer mit ei‐
nem Ziel und den dahinterstehenden,
auf den Menschenrechten basierenden
Werten verbunden ist.

Es stellt sich nun also die Frage, welche
Ziele und Werte für uns hinter der polit‐
schen Bildung innerhalb der Zivilgesell‐
schaft stehen:

1. Die Förderung einer reflektierenden,
(selbst-)kritischen Auseinandersetzung
mit gesellschaftspolitischen Themen.

2. Die Befähigung zur Beteiligung an
vielfältigen, auch unkonventionellen
Formen der Demokratie.

3. Die Weiterentwicklung der Persön‐
lichkeit in Bezug auf Selbstbehaup‐
tung, Selbstachtung und Selbstwirk‐
samkeit.

Die dahinterstehenden Werte orientie‐
ren sich unter anderem an der Gleich‐
berechtigung, der Gleichheit aller Men‐
schen über Grenzen hinweg, der
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Teilhabe aller Menschen an der Gesell‐
schaft und der Weiterentwicklung der
aktuellen Verhältnisse hin zu einer Welt,
in der Menschen nicht ständig mit der
Ausbeutung ihrer selbst oder mit Dis‐
kriminierungen jedweder Art konfron‐
tiert werden.

Dabei ist die Transparenz in Bezug auf
die Ziele und Werte der politischen Bil‐
dungsangebote der elementare
Schlüssel zum Schutz vor Indoktrinie‐
rung und Überwältigung. Verheimlichen
Träger*innen politischer Bildung ihre In‐
tention, können Inhalte durch Adressa‐
t*innen nicht in eben diesen möglichen
Zusammenhang eingeordnet werden.

https://www.demoz-lb.de/

https://www.demoz-lb.de/
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Blitzlicht: Veranstaltung vom 23.11.2020

Demokratie jenseits des Streichelzoos

Welchen Raum hat kritische Jugendarbeit?

Zum Einstieg der Veranstaltung hielten Nils Schuhmacher, Moritz Schwerthelm und
Gillian Zimmermann (alle Uni Hamburg) vor 23 Teilnehmer*innen ein Inputreferat über
ihre Studie zu politischen Interventionen in der Offenen Kinder- und Jugendarbeit.
Solche Interventionen haben in den letzten Jahren zugenommen, wurden insbeson‐
dere von der AfD initiiert und haben zu einer beobachtbaren Verengung von Hand‐
lungsspielräumen geführt. Zum einen wurden kritische Einrichtungen auf vielfältigen
Wegen zu „Neutralität“ aufgefordert, zum anderen wurden durch das Label „Linksex‐
tremismus“ Nutzer*innen von Einrichtungen problematisiert.

„Wir brauchen die Vernetzung von betroffenen Vereinen.
Solidarität statt Vereinzelung, um Ressourcen zu sparen
und bessere Erfolgsaussichten in der Abwehr der Angriffe
zu haben.“

„Fachlichkeit kann und sollte genutzt werden,
um Shrinking Spaces zu Expanding Spaces
zu verwandeln; sie ist die Grundlage für die
Arbeit und Außenkommunikation.“

„Das Problem ist die teilweise
Dominanz rechter Strukturen auf
dem Lande.“

„Die geforderte ‘Neutralität’ ist doch Unsinn, demokratische Bildung
kann nie neutral sein, sonst würde sie entleert. Überhaupt wird durch
dieses Framing politische Positionierung insgesamt problematisiert.“
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Fazit der Veranstalter*innen

Solidarität und Vernetzung zivilgesellschaftlicher Organisationen sind ein bedeuten‐
der Faktor in der Abwehr von Angriffen und Interventionen von rechts. Das stärkt
insbesondere Organisationen in strukturschwächeren Regionen. Auch der Verwal‐
tung kommt eine wichtige Rolle zu – sie kann (und sollte) schützend agieren und sich
vor die Zivilgesellschaft stellen oder sie kann sich von den Angriffen treiben lassen
und somit als Verstärker dieser demokratieschädlichen Tendenz fungieren. Fachlich‐
keit statt politischer Haltung in der Außenkommunikation kann dabei helfen, die Ver‐
waltung als Verbündete zu gewinnen.

„Selbstorganisation und Fachlichkeit sind kein Widerspruch.
Selbstorganisation ist ja Lernen in der Praxis und damit auch
irgendwie politische Bildung.“

„Mit der AfD ist ein fachlicher Diskurs sinnlos,
die will nur uns nur mundtot machen.“

„Kritische Jugendarbeit ist oft von den Parteien insgesamt nicht
gern gesehen. Wer mag schon aufmüpfige Jugendliche? Die
Rahmenbedingungen für die Offene Kinder und Jugendarbeit
(OKJA) haben sich auch nicht verbessert, es braucht mehr Brü‐
cken zwischen Jugendverbandsarbeit und der OKJA.“

„Man muss auch sehen, dass Dünnbrettbohrer*innen
in den Verwaltungen oft das Problem sind.“

„Wichtig ist eine starke Verwaltung, die die Hand schützend
drüber hält, statt aufgeregt zu reagieren und sich treiben zu
lassen oder gar in vorauseilendem Gehorsam tätig wird.“

„Die Vereine sollten von sich aus auf Behörden und
Ämter zugehen und den Schulterschluss suchen.“
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Neutralität als Waffe gegen unlieb-
same Kritik

„Ihr müsst doch neutral sein!“ Immer
wieder sehen sich Lehrer*innen,
Schauspieler*innen, Pressevertreter*in‐
nen und Empfänger*innen staatlicher
Förderung mit solchen Aussagen kon‐
frontiert. In der Folge entsteht Druck
und Verunsicherung. Häufig führt dies
zu einer Einengung der eigenen Hand‐
lungsspielräume – sei es durch voraus‐
eilende Selbstbeschränkung oder
durch von außen herangetragene Er‐
wartungen. Was steckt dahinter, wenn
extrem rechte Akteur*innen das soge‐
nannte Neutralitätsgebot ins Feld füh‐
ren? Welche Beobachtungen und Er‐
fahrungen machen wir als Aktions-
bündnis Brandenburg? Was bedeutet
das „Neutralitätsgebot“ für uns als Zivil‐
gesellschaft? Und welche Strategien
können dabei helfen, sich nicht ein‐
schüchtern und bedrängen zu lassen?

Vor allem die Alternative für Deutsch‐
land (AfD) benutzt den Begriff der Neu‐
tralität als Waffe im Kampf gegen all
diejenigen, die sie kritisieren oder kriti‐
sieren könnten. Seitdem die Partei in
die Parlamente eingezogen ist, häufen
sich Kleine und Große Anfragen sowie
parlamentarische Anträge und Gutach‐
ten rund um das Thema „Neutralitäts‐
gebot“. In diesen wird wiederholt be‐
hauptet, zivilgesellschaftliche Akteu-
r*-innen, die staatliche Fördermittel er‐
halten, seien einem staatlichen oder
gar „verfassungsrechtlichen Neutrali‐
tätsgebot“ verpflichtet. Im Jahr 2018
initiierte die AfD in mehreren Bundes‐
ländern Meldeportale mit dem Aufruf,
Lehrer*innen öffentlich online zu de‐
nunzieren, wenn sie in ihrem Unterricht
nicht „neutral“ seien. Im gleichen Jahr
trafen sich alle Landtagsfraktionen und
die Bundestagsfraktion im sächsischen
Freiberg. Dort kamen sie überein: „Die
unter dem vermeintlichen Deckmantel
von ,Toleranz‘ und ,Miteinander in der

Zivilgesellschaft im Fokus

Wie Rechtspopulist*innen das

Neutralitätsgebot missbrauchen

>> Frauke Büttner, Maica Vierkant

>> Aktionsbündnis Brandenburg

©
privat
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Zivilgesellschaft‘ aus Staatsgeldern fi‐
nanzierten Strukturen von Linksextre‐
misten und linken Demokratiefeinden
müssen aufgedeckt und ihre Geldquel‐
len zum Versiegen gebracht werden.“
Die Strategien, um dieses Ziel zu errei‐
chen, sind vielfältig. Der Vorwurf des
Verstoßes gegen das „Neutralitätsge‐
bot“ ist ein wichtiger Baustein darin.

Was bedeutet das „Neutralitätsgebot“?

Schon bei der Frage, was mit Neutrali‐
tät im Zusammenhang mit politischer
Bildung gemeint ist, gibt es ein weitver‐
breitetes Missverständnis: Es geht
nicht darum, wertneutral zu sein, sich
also nicht positionieren zu dürfen oder
Kritik üben zu können. Der sogenannte
Beutelsbacher Konsens als Grundsatz
für die politische Bildung spricht von ei‐
nem Überwältigungsverbot. Das heißt,
Lehrer*innen dürfen Schüler*innen ihre
Meinung nicht aufzwingen, sondern
sollen sie ganz im Gegenteil dazu in die
Lage versetzen, sich ihre eigene Mei‐
nung zu bilden. Mit der Vorstellung der
AfD von einer „neutralen Schule“ hat
das wenig gemein. Verfassungsrecht‐
lich gibt es kein abstraktes „Neutrali‐
tätsgebot“. Vielmehr geht es um ein
parteipolitisches „Neutralitätsgebot“
und die Wahrung der Chancengleich‐
heit politischer Parteien, in erster Linie
bezogen auf politische Amtsinhaber*in‐
nen und staatliche Organe.

Vor allem in Wahlkampfzeiten darf der
Staat und seine Organe keine positiven

oder negativen Wahlempfehlungen ge‐
ben, zum Beispiel in Form von Protes‐
ten gegen eine bestimmte Partei. In
den Anfragen und durch die AfD beauf‐
tragten parlamentarischen Gutachten
im Land Brandenburg wurde jedoch
wiederholt suggeriert, nicht nur staatli‐
che Organe, sondern auch Empfänge‐
r*innen staatlicher Fördermittel unterlä‐
gen ebenfalls diesem Gebot. Wie weit
das reicht, ist umstritten.

Wie groß die Spielräume staatlich fi‐
nanzierter Nichtregierungsorganisatio‐
nen (NGOs) sind, lässt sich im Detail
streng oder weniger streng auslegen.
Denn es gibt bisher keine einheitliche
Rechtsprechung oder juristische Prä‐
zedenzfälle und damit verbundene
Grundsatzurteile. Einig ist sich die
Rechtsprechung jedoch dahingehend,
dass NGOs durch staatliche Finanzie‐
rung nicht automatisch zu staatlichen
Akteur*innen werden, wenngleich es
unterschiedliche Auslegungen dazu
gibt, welche Konsequenzen eine sol‐
che staatliche Finanzierung haben
kann und sollte. Einigkeit herrscht auch
darüber, dass zivilgesellschaftliche Ak‐
teur*innen grundsätzlich Inhaber*innen
der Grundrechte wie Meinungsfreiheit,
Versammlungsfreiheit etc. sind und sie
sich damit auf das Recht der freien
Meinungsäußerung berufen können.

Das Bundesverfassungsgericht stellte
im Jahr 2018 klar, dass das „Neutrali‐
tätsgebot“ die politischen Parteien
nicht vor einer sachlichen Auseinander‐
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setzung schützt. Die brandenburgische
Landesregierung bekräftigte diese
Auffassung unter Verweis auf ein Gut‐
achten des Staatsrechtlers Prof. Dr.
Friedhelm Hufen dahingehend, dass
Neutralität für staatlich geförderte Ak‐
teur*innen allenfalls infrage käme, wenn
es „um den gezielten Eingriff in den har‐
ten politischen Wettbewerb unter Inan‐
spruchnahme staatlicher Ressourcen
geht, nicht aber schon dann, wenn ver‐
fassungsrechtlich bedenkliche Erschei‐
nungen bekämpft werden, auch wenn
diese von politischen Parteien vertreten
werden“.

Achtungszeichen bestehen, wenn
staatlich finanzierte NGOs nicht-verbo‐
tene Parteien aktiv bei der Wahrneh‐
mung ihrer verfassungsmäßigen Rech‐
te behindern oder explizit in den
Wahlkampf eingreifen. Grenzen beste‐
hen auch dort, wo das Gebot der
Sachlichkeit nicht eingehalten wird, in‐
dem zum Beispiel Schmähkritik geübt
oder falsche Tatsachenbehauptungen
aufgestellt werden, anstatt sachlich
fundiert zu analysieren und zu argu‐
mentieren.

NGOs, Lehrer*innen, Künstler*innen
und alle anderen, die sich für ein demo‐
kratisches Miteinander und den Erhalt
der freiheitlich-demokratischen Grund‐
ordnung einsetzen, sind sogar ver‐
pflichtet, sich gegen eine Ausbreitung
rechtsextremer, rassistischer und anti‐
semitischer Umtriebe einzusetzen. Eine
an den Menschenrechten und demo‐

kratischen Werten orientierte Aufklä‐
rung, Bildung und Beratung ist hierfür
unerlässlich und darf sich ihre Freiräu‐
me nicht nehmen lassen.

Wie sieht das in der Praxis aus? Bei-
spiele aus Brandenburg

Im Mai 2020 unterstellte die AfD dem
Mobilen Beratungsteam (MBT), es ver‐
stoße gegen die „Neutralitätspflicht“,
indem sie aus einem Beratungsproto‐
koll zitierte. Dort hieß es, das MBT un‐
terstütze die kritische Auseinanderset‐
zung der Verwaltung und der Parteien
mit rechtsextremen Erscheinungsfor‐
men und berate auch zum angemesse‐
nen Umgang mit der AfD und einer da‐
mit verbundenen Auseinandersetzung.
In dieser Anfrage behauptete die AfD
nicht nur, dass das MBT als staatlich
geförderter Dritter an eine „Neutralitäts‐
pflicht“ gebunden sei, sondern sugge‐
rierte darüber hinaus, es sei durch sei‐
ne Einbindung in das Handlungs-
konzept Tolerantes Brandenburg letzt‐
lich strategisch angeleitet durch die
Staatskanzlei und den Ministerpräsi‐
denten.

In dem Versuch, eine staatliche Ein‐
flussnahme auf das MBT zu unterstel‐
len, wird die Strategie sichtbar, das Be‐
ratungsteam an das staatliche
Neutralitätsgebot zu binden, ihm die
Unabhängigkeit abzusprechen und da‐
mit seine Handlungsspielräume einzu‐
schränken.
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Im Juni 2020 verabschiedete das Akti‐
onsbündnis Brandenburg auf seinem
Plenum das Statement „Wir sind nicht
neutral“, in dem es heißt: „Wir sagen
klar und deutlich: Wir sind nicht neutral.
Als landesweites Aktionsbündnis ge‐
gen Gewalt, Rechtsextremismus und
Fremdenfeindlichkeit ergreifen wir Par‐
tei für jene gesellschaftlichen Kräfte, die
sich für Menschenwürde und Demo‐
kratie einsetzen. Gemeinsam mit ihnen
setzen wir uns aktiv für das friedliche
Zusammenleben in unserer demokrati‐
schen Gesellschaft ein.“ Die Kleine An‐
frage der AfD folgte wenige Monate
später, verbunden mit der Frage, wie
denn diese Äußerung zu werten und
mit „dem verfassungsrechtlichen Neu‐
tralitätsgebot“ zu vereinbaren sei. Be‐
reits in vorherigen Kleinen Anfragen
wurde eine „Verfassungswidrigkeit der
[…] Zuwendungen an den Trägerverein
des Bündnisses“ behauptet. Die AfD
erweckt damit zum einen den Ein‐
druck, das Neutralitätsgebot gelte für
das Aktionsbündnis als solches. Zum
anderen legt die AfD wiederholt die Ver‐
mutung nahe, das Aktionsbündnis
bzw. sein Trägerverein verstießen ge‐
gen die Verfassung, ohne diese angeb‐
liche Verfassungswidrigkeit genauer zu
begründen oder zu belegen.

Kleine und Große Anfragen sind immer
öffentlich. Das ist auch richtig so, denn
es handelt sich um wichtige Werkzeu‐
ge der parlamentarischen Opposition in
einer Demokratie. Wenn dieses Werk‐
zeug jedoch vermehrt dazu benutzt

wird, Vorwürfe und Behauptungen in
die Welt zu setzen, die sich oftmals
schnell als haltlos herausstellen, liegt
die Vermutung nahe, dass es hier dar‐
um geht, Kritiker*innen einzuschüch‐
tern und ihre Handlungsspielräume ein‐
zuengen.

Was können wir tun? Ein Blick auf
mögliche Handlungsstrategien

Mittlerweile gibt es zahlreiche Studien
und Beiträge zu diesem Thema, die
kein juristisches Fachwissen voraus‐
setzen. Auch eine gemeinsame Bera‐
tung oder das Einholen von Fachexper‐
tise hilft gegen Verunsicherungen. Sich
auszutauschen und zu vernetzen wirkt
dem Gefühl entgegen, alleine im Kreuz‐
feuer der Kritik zu stehen. Denn tat‐
sächlich sehen sich viele Akteur*innen
mit dem Vorwurf konfrontiert, in irgend‐
einer Art und Weise gegen ein „Neutra‐
litätsgebot“ zu verstoßen. Diejenigen,
die für ihre bildungspolitische Arbeit an‐
gefeindet werden und deren Finanzie‐
rung infrage gestellt wird, brauchen un‐
ser aller Solidarität.

Wir müssen klar und deutlich Stellung
beziehen. Und wir sollten immer wieder
betonen, dass wir Kritik sachlich äu‐
ßern, aber dass wir eben nicht wert‐
neutral sind. Denn die Würde des Men‐
schen, die Gleichberechtigung der
Geschlechter, das Recht auf Asyl und
die anderen Grundrechte sind wichtige
Verfassungswerte, für die wir auch wei‐
terhin gemeinsam einstehen werden.
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Es sind Werte, für die auch der Staat
mitsamt seinen Akteur*innen nicht nur
eintreten kann, sondern muss. Der Arti‐
kel 7a der Brandenburger Landesver‐
fassung fordert von uns allen, sich ge‐
gen die Verbreitung rassistischen
Gedankenguts und für das friedliche
Zusammenleben einzusetzen.

Wir müssen also widersprechen, wenn
pauschal behauptet wird, wir müssten
„neutral“ sein. Und wir müssen die po‐
litische Auseinandersetzung darüber
immer wieder einfordern. Eine öffentli‐

che Positionierung wie beispielsweise
durch das Statement des Aktions‐
bündnisses „Wir sind nicht neutral“
kann darüber hinaus ein wichtiges Si‐
gnal sowohl in die Organisationen hin‐
ein als auch nach außen für Bündnis‐
partner*innen und die allgemeine
Öffentlichkeit sein. Hierdurch wird deut‐
lich: Das Eintreten für demokratische
Werte, für Menschenrechte und gegen
Rechtsextremismus, Rassismus und
Antisemitismus ist und bleibt selbstver‐
ständlich.
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Blitzlicht: Veranstaltung vom 08.12.2020

Zivilgesellschaft unter Beobachtung

Wie Rechtspopulist*innen das Neutralitätsgebot

missbrauchen

Zwei Inputreferate – von Torsten Hahnel vom Miteinander e.V. und von Frauke Bütt‐
ner vom Aktionsbündnis Brandenburg – eröffneten die Veranstaltung. Themen waren
die seit dem Einzug der AfD in die Landesparlamente verstärkten Angriffe auf zivilge‐
sellschaftliche Organisationen. So versuchte beispielsweise die AfD in Sachsen-An‐
halt einen Untersuchungsausschuss zum Thema „Linksextremismus“ einzurichten,
was vom Landesverfassungsgericht als verfassungswidrig bewertet wurde. Die Be‐
leuchtung des „Neutralitätsgebots“ war ein zweiter Schwerpunkt. Wer öffentliche
Förderung erhält, ist nicht automatisch zur parteipolitischen Neutralität verpflichtet.
Allerdings ist diese Frage nicht abschließend definiert. In Wahlkampfzeiten ist beson‐
dere Vorsicht angebracht.

„Bei uns herrscht Unsicherheit,
ob die AfD konkret benannt
werden sollte.“

„Hier auf dem Land ist das Problem ungleich größer. Da
kannst du der AfD nicht aus demWeg gehen. Wir müssen
da teils in den Gremien mit denen ‘zusammenarbeiten’.“

„Es ist besser, sich auf Inhalte zu fokussieren und Kontexte
aufzuzeigen. Menschenfeindliche Äußerungen sind ja nicht
nur dort anzutreffen.“

„Wir müssen die Verwaltungen irgendwie
empowern, dass die auch Position beziehen
und nicht uns dazu auffordern.“
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„Die AfD wird in manchen Wahlkreisen eingeladen mit der Begründung, 30
Prozent oder mehr hätten sie gewählt. Also aus demokratischen Erwägungen
heraus. Genau deswegen brauchen wir die inhaltliche Auseinandersetzung,
um die Positionen der AfD als rechtsextremistisch offenlegen zu können.“

„Man sollte öfter den rechtlichen Weg beschreiten und klagen.
Die AfD spekuliert auf ihr Einschüchterungspotential, dabei ist
sie vor Gericht teils sehr angreifbar.“

„Der Oberbürgermeister kann der Verwaltung auch den Auftrag geben,
eine Haltung zu vertreten. In Potsdam z.B. hat der damalige OB ja zu einer
Gegendemo gegen die NPD aufgerufen, was er wegen des Potsdamer
Toleranzediktes durfte. Er konnte sich so darauf berufen, im Sinne der
Bürger*innen zu handeln.“

„Ich verstehe die teilweise ‘neutrale’ Haltung der
Verwaltungen nicht. Da muss doch klar sein, dass
die AfD versucht, das demokratische Verständnis
neu zu definieren und so ihr Handeln mittelfristig
auch auf die Institutionen abzielt.“

Fazit der Veranstalter*innen

Das Neutralitätsgebot ist vor allem parteipolitisch gemeint und bindet staatliche und
öffentliche Institutionen. Allerdings ergeben sich zu Wahlkampfzeiten engere, aber
nicht eindeutig ausbuchstabierte Spielräume für Empfänger*innen öffentlicher Mittel.
Das heißt, dass dann auf generalisierende Aufrufe, bspw. die AfD nicht zu wählen,
eher verzichtet werden sollte. Das bedeutet allerdings keinesfalls, dass die inhaltliche
und kontextbasierte Auseinandersetzung ausfallen muss. Im Gegenteil haben gera‐
de im Wahlkampf die politische Auseinandersetzung und differenzierte Diskussion
von Inhalten und Politiken besondere Bedeutung und dürfen einem falsch verstande‐
nem und mithin missbrauchtem Neutralitätsgebot nicht zum Opfer fallen.



44 Shrinking Spaces

Es ist ein wiederkehrendes Ritual ohne
nachhaltige Wirkung: Wann immer in
Ostdeutschland gewählt wird, sind das
Erschrecken und der mediale Aufschrei
ob des großen Zuspruchs zur AfD we‐
nige Tage vor den Wahlen und kurz da‐
nach groß. Anschließend herrscht wie‐
der jahrelang Stille – es sei denn,
rechtsextrem motivierte Gewalttaten
rücken das Thema Rechtsextremismus
für einen kurzen Moment ins Schlag‐
licht der Öffentlichkeit, wie bei den Aus‐
schreitungen in Chemnitz im Sommer
vor drei Jahren (Mängel 2018).

So geschah es auch wieder rund um
die Landtagswahl in Sachsen-Anhalt im
Juni 2021 – erst eine gute Woche zuvor
rückte das Land in den Fokus der über‐
regionalen Berichterstattung: Nämlich
als eine Vorwahlbefragung die AfD, die
sich mit einem offen rassistischen und
rechtsradikalen Programm präsentier‐
te, auf Platz eins sah (Raffael 2021). In
der Folge machte der Ostbeauftragte
der Bundesregierung, Marco Wander‐
witz, insbesondere die DDR-Sozialisati‐

on der sachsen-anhaltinischen Bürge‐
r*innen für ihren großen Zuspruch zur
AfD und gefestigte nichtdemokratische
Ansichten verantwortlich – und ver‐
kürzte damit eine notwendige Debatte
darüber, woher die rechtsradikalen Ein‐
stellungen rühren und wie ihnen begeg‐
net werden muss (Begrich 2021).

Denn mit dem alleinigen Verweis auf die
DDR-Vergangenheit macht man es
sich entschieden zu leicht und ver‐
säumt, die immerhin mittlerweile mehr
als dreißig Jahre deutsche Einheit mit in
den Blick zu nehmen: Dazu zählen
nicht nur die Abwertung von DDR-Bio‐
graphien nach 1990, die wirtschaftli‐
chen Verwerfungen mit hoher Arbeits‐
losigkeit und die noch immer
bestehenden Ungleichheiten bei Ta‐
riflöhnen zwischen Ost und West, son‐
dern insbesondere auch eine vernach‐
lässigte politische Bildungs- und
Demokratiearbeit in den vergangenen
drei Dekaden – und vor allem ein fort‐
währendes Verharmlosen rechtsradika‐
ler Tendenzen und Entwicklungen.

Demokratieförderung
ist nötiger denn je

>> Annett Mängel
>> Blätter für deutsche und internationale Politik
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Regelmäßig folgt auf das kurze Er‐
schrecken und die wohlfeilen Absichts‐
erklärungen nur wenig Substanzielles.
So auch in diesem Jahr: Obwohl sich
SPD und CDU/CSU im Kabinettsaus‐
schuss zu Rechtsextremismus, der
nach den rechtsextremen Morden in
Hanau eingesetzt wurde, auf eine ver‐
stetigte Förderung von Projekten de‐
mokratischer Bildungsarbeit verstän‐
digt hatten, blockierte die Unions-
fraktion die geplante Abstimmung im
Bundestag – womit das Gesetz vor den
Wahlen im September 2021 nicht mehr
zustande kam. Ausgerechnet zu einem
Zeitpunkt, an dem der westdeutsche
Teil der Bundesrepublik wieder einmal
sorgenvoll auf den Osten blickt, negiert
die CDU/CSU damit abermals die be‐
sondere Herausforderung unserer Ge‐
sellschaft durch rechtsextreme Bestre‐
bungen – und zwar in Ost wie West.

Das hat eine lange Tradition: So hatte
sich der sächsische Ministerpräsident
Michael Kretschmer erst angesichts
der Ereignisse in Chemnitz 2018 dazu
durchgerungen, den Rechtsextremis‐
mus als „die größte Gefahr für unsere
Demokratie“ zu bezeichnen. Aller‐
dings blieb diese Erkenntnis ebenso
folgenlos wie jene seines Vorgängers
Stanislaw Tillich. Dieser hatte 2016
nach den Übergriffen auf Geflüchtete
in Clausnitz und einem Brandan‐
schlag auf eine kurz vor dem Bezug
stehende Flüchtlingsunterkunft in
Bautzen schon einmal kleinlaut einge‐
standen: „Ja, es stimmt, Sachsen hat

ein Problem mit Rechtsextremismus,
und es ist größer, als viele – ich sage
ehrlich: auch ich – wahrhaben woll‐
ten.“

Allzulange wurde die gesamtgesell‐
schaftliche Bedrohung durch den vie‐
lerorts zur Normalität gewordenen
Rechtsextremismus verharmlost und
als Jugendsünde verirrter Heranwach‐
sender abgetan. Eindrücklich beschrie‐
ben Hunderte die Zustände in den
1990er Jahren unter dem von „Zeit“-
Redakteur Christian Bangel initiierten
Hashtag #baseballschlägerjahre auf
Twitter. Auslöser war ein Artikel von
Hendrik Bolz, 1988 in Stralsund gebo‐
ren und aufgewachsen, der in der Wo‐
chenzeitung „der Freitag“ seine Kind‐
heit in den 1990er Jahren schilderte:
„Glatze, Bomberjacke, Springerstiefel,
‚Heil Hitler!‘, Lonsdale, Alpha, ‚Schnau‐
ze, du Jude!‘, das war auch in meiner
Umgebung die prägende Jugendkultur,
das war provokant, hart, das war die
Spitze der Coolness. Faschos waren
allgegenwärtige Begleiter meiner Kind‐
heit [...] und sie bildeten Gruppen, die
vor Haustüren und auf Spielplätzen lun‐
gerten und den öffentlichen Raum un‐
angefochten beherrschten.“(Bolz
2019) Bangel gab den Twitterreaktio‐
nen in einem Artikel Raum, illustriert mit
Bildern von Jugendlichen, die die Foto‐
grafin Bettina Flitner für ihre Dokumen‐
tation „Ich bin stolz, ein Rechter zu
sein“ im Jahr 2000 fotografierte – po‐
sierend in Bomberjacke und mit Base‐
ballschläger in der Hand (Bangel 2019).
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Die Neonazis fühlten sich sicher und
hatten nichts zu befürchten: Die Poli‐
zei glänzte durch Abwesenheit oder
sah weg, die Elterngeneration war
nach dem Mauerfall mit sich selbst be‐
schäftigt, und in der Schule trauten
sich die Lehrer*innen nicht, gegen die
dominante Jugendkultur und für de‐
mokratische Vielfalt Stellung zu bezie‐
hen. Über Jahre hinweg wurde diese
Massivität rechtsextremer Einstellun‐
gen und gewalttätigen Handelns ver‐
harmlost, nicht wahrgenommen und
weggeredet. In Brandenburg gestand
dies der damalige Ministerpräsident
Manfred Stolpe öffentlich immerhin
bereits im Jahr 2000 ein und verstärk‐
te das seit 1998 bestehende Pro‐
gramm „Tolerantes Brandenburg“ (Die
Welt vom 21.9.2000). Noch im selben
Jahr aber schob das brandenburgi‐
sche Innenministerium unter Führung
von Jörg Schönbohm mit Salah Ali
Hassan al-Namr einen Ägypter ab,
dessen Pizzeria bei einem Brandan‐
schlag vollständig zerstört worden war
und begründete dies damit, dass „die
Aufenthalts-erlaubnis [...] stets an die
Betreibung des Betriebs gebunden“
war. Diese Art „Arbeitsteilung“ dürfte
bei den rechtsextremen Tätern auf
große Zustimmung gestoßen sein
(Berg 2000).

Von dieser „normalisierenden Akzep‐
tanz [...] gegenüber rechten und ras‐
sistischen Einstellungen und Politikan‐
geboten“ profitiert nach der NPD nun
die AfD, so die bittere Bilanz von David

Begrich, Mitarbeiter beim sachsen-an‐
haltinischen Verein „Miteinander e.V“
(Begrich 2019). Diesem Verein, der er‐
folgreich Weiterbildungs- und Aufklä‐
rungsarbeit in Kindergärten, Schulen
und Jugendzentren gerade auch in
kleineren Städten und Gemeinden an‐
bietet, wollte bereits die CDU-FDP-Re‐
gierung im Jahre 2002 die Mittel „we‐
gen politisch einseitiger Orientierung“
streichen (Decker 2002). Seitdem die
AfD im sachsen-anhaltinischen Land‐
tag sitzt, nehmen gezielte Anfeindun‐
gen zu und ist der Verein zunehmend
mit Selbstverteidigung beschäftigt.

Und in Sachsen galt allzu lange das
berühmt-berüchtigte biedenkopfsche
Diktum aus dem Jahr 2000, nach dem
„die Sachsen immun gegen Rechtsex‐
tremismus“ seien. Weil nicht sein
konnte, was nicht sein durfte, sah kei‐
ner der politisch Verantwortlichen wirk‐
lich genau hin. Stattdessen wurden
jene als Nestbeschmutzer*innen be‐
schimpft, die auf rechtsextreme Struk‐
turen aufmerksam machten: „Dieser
Dreck wird mit Sicherheit nicht in unse‐
rem Rathaus gelesen“, twitterte bei‐
spielsweise 2017 Jörg Schlechte,
CDU-Stadtrat in Meißen. Was ihn der‐
art in Rage versetzte, waren aber nicht
etwa die dramatischen Zustände, die
in dem Sammelband „Unter Sachsen.
Zwischen Wut und Willkommen“ (Kleff‐
ner/Meissner 2017) beschrieben wer‐
den, sondern eine Lesung daraus im
Rahmen des Literaturfestes Meißen.
Schließlich untersagte die Stadt aus
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fadenscheinigen Gründen tatsächlich
die zugehörige Diskussionsveranstal‐
tung (Locke 2017).

Endlich nachhaltig handeln!

Ein klares Signal des Bundes für eine
kontinuierlich abgesicherte Demokra‐
tiearbeit vor Ort ist angesichts dessen
längst überfällig. Denn nicht zuletzt die
aktuelle Entwicklung in Coronazeiten
zeigt, wie wichtig es ist, politische Bil‐
dung zugunsten der Verteidigung der
Demokratie zu stärken. Mit dem Demo‐
kratiefördergesetz könnte der Bund ge‐
zielt demokratische Initiativen fördern,
die sich seit Jahren gegen den Sieges‐
zug demokratie- und menschenfeindli‐
cher Einstellungen, Angriffe und Gewalt
einsetzen. Sie warnen vor deren zu‐
nehmender Präsenz in Schulen, an
Stammtischen und am Arbeitsplatz.
Schon seit Jahren nehmen Angriffe auf
politisch Aktive, Mandatsträger*innen
in Gemeindevertretungen und Bürger‐
meister*innen zu, noch verstärkt seit
Beginn der Coronakrise. Von demokra‐
tischer Kultur kann vielerorts keine
Rede mehr sein: So gab Ende 2019 die
Bürgermeisterin des sächsischen Arns‐
dorf, Martina Angermann, nach 18
Jahren ihr Amt auf (Stendera 2019).
Seit 2015 war sie von Rechten tyranni‐
siert worden: Im damaligen Wahlkampf
hetzte ein der Reichbürgerszene zuge‐
höriges Gemeindemitglied gegen sie,
mit Fotos von Kampfhunden, die die
Zähne fletschen und der Drohung, man
habe sich Armbrüste angeschafft. Als

sie ein Jahr später einen Übergriff auf
einen Iraker öffentlich verurteilte, ka‐
men orchestrierte Hassbotschaften
hinzu, rechte Rocker lauerten ihr auf
und bedrohten sie. Der offene Rückhalt
in der Gemeinde schwand: „Ich habe
darunter gelitten, dass die Mitte der
Gesellschaft geschwiegen hat. [...] Die
Rechten haben angefangen, die Verei‐
ne zu unterwandern, den Faschings‐
verein, den Badverein, den Fußballver‐
ein und die Feuerwehr.“ Angermann
steht exemplarisch für viele Kommunal‐
politiker*innen, die zunehmenden An‐
griffen ausgesetzt sind. Mancherorts
findet sich kaum noch jemand, der
oder die politische Verantwortung
übernimmt – jenseits von AfD und
NPD. Die Angst wächst.

Weil jene, die der rechten Hegemonie
entkommen wollen, den ländlichen Re‐
gionen oft den Rücken kehren, wird
diese hier immer stärker. Deshalb
braucht es die Unterstützung von au‐
ßen, braucht es kontinuierliche, aktive
Patenschaften beispielsweise für Kir‐
chengemeinden, die sich für Geflüchte‐
te engagieren, für Berufsschulen, die
ein demokratisches Miteinander för‐
dern und für Jugendprojekte, die eine
Gegenkultur stärken.

Daher ist es umso dringender, endlich
jene langfristig zu unterstützen, die vor
Ort demokratische Bildungsarbeit leis‐
ten, die über rechtsextreme Denkmus‐
ter und rassistische Theorien aufklären
und die Opfern rassistischer und
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rechtsextremer Gewalt helfen. Doch
genau das geschieht nicht. Nach dem
Rückzieher der Unionsfraktion beim
geplanten Demokratiefördergesetz
müssen diese Initiativen nun weiter
Jahr für Jahr um die Fortsetzung ihrer
Arbeit bangen. So stehen immer wie‐
der erfolgreiche Präventionsprojekte
vor dem Aus, weil das Familienministe‐
rium die Anträge mit dem formalen Ar‐
gument zurückweist, dass der Bund
Modellprojekte bislang nicht dauerhaft
fördern darf. Diese müssen immer wie‐
der aufs Neue nachweisen, dass sie ei‐
nen „innovativen Ansatz“ verfolgen. An‐
schließend, so die Idee, sollen Bundes-
länder und Kommunen jene Projekte
übernehmen, die sich bewährt haben.
Doch dazu sind Länder und Gemein‐
den finanziell oft nicht in der Lage –
oder politisch nicht willens.

Der Verfassungsrechtler Christoph Möl‐
lers sieht demgegenüber die Demokra‐
tieförderung durch den Bund durchaus
als vom Grundgesetz gedeckt, nämlich
durch die gesetzlich festgeschriebene
„öffentliche Fürsorge“ für besonders
Bedürftige: „Auch der Bund muss ver‐
fassungsfeindlichen Bestrebungen
nicht hilflos gegenüberstehen, sondern
darf sich daran beteiligen, schon deren
Entstehung zu verhindern.“ (Möllers
2020, S. 20) Es ist daher an der Zeit,
den wiederkehrenden erschrockenen
Reaktionen auf die hohe Zustimmung
zu rechtsradikalen Thesen und Hand‐
lungen endlich Taten folgen zu lassen –
und all jene langfristig zu stärken, die
sich für Demokratie, Toleranz und Men‐
schenwürde einsetzen.
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Brandenburg braucht ein
Demokratiefördergesetz

Notwendige Schritte zur Stärkung der

Demokratie angesichts der anti-liberalen

Systemalternative

>> Carsten Herzberg
>> mitMachen Potsdam e.V.

Die liberale, auf Freiheitsrechte setzen‐
de Demokratie ist unter Druck geraten.
Wir befinden uns in einer „demokrati‐
schen Regression“ (Schäfer/Zürn
2021), in der anti-liberal geprägte
Wahldemokratien für viele bereits zu ei‐
ner Systemalternative geworden sind.
Diese Entwicklung hatte ihre Vorläufer
in den 1990er Jahren, als rechtsextre‐
mistische und zum Teil gewalttätige
Gruppen vermehrt in Erscheinung tra‐
ten. Mittlerweile hat sich die Bedrohung
der Demokratie durch das Erstarken
rechtspopulistischer und anderer anti-
liberaler Akteur*innen erweitert. In bei‐
den Etappen haben sich aber ebenso
Initiativen entwickelt, die sich – auch
mit Unterstützung öffentlicher Förde‐
rung – den Nicht-Demokrat*innen er‐
folgreich entgegenstellen. In diesem
Beitrag wird argumentiert, dass für eine
erfolgreiche Arbeit gegen Demokratie‐
feind*innen die Förderinstrumente jetzt
angepasst werden müssen. Es sind
nicht nur Aufklärungs- und Beratungs‐
projekte zu fördern, sondern eine dau‐

erhafte und verlässliche Finanzierung
ist auch für Träger notwendig, die neue
Beteiligungschancen für jene aufzei‐
gen, die ansonsten Gefahr liefen, sich
Vertreter*innen anti-liberaler Haltungen
anzuschließen.

Das Programm der Anti-Liberalen

Für die Anpassung der Förderinstru‐
mente spielt die veränderte Ausgangs‐
lage eine wesentliche Rolle. Ursprüng‐
lich hatten unter den anti-liberalen
Kräften Rechtsextremist*innen lange
Zeit eine führende Rolle. In den letzten
Jahren sind auch rechtspopulistische
Strömungen stärker geworden und in
jüngster Zeit haben sich mit der Ver‐
breitung der Covid-19-Pandemie und
den dagegen getroffenen Schutzmaß‐
nahmen gleichfalls Verschwörungsthe‐
orien verbreitet. Die Grenzen zwischen
diesen Bewegungen verlaufen zwar
fließend (Amadeu Antonio Stiftung
2020), in letzter Konsequenz gehen
Rechtsextremist*innen jedoch so weit,

©
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dass sie einen (hier durchaus männlich
ausgerichteten) Führerstaat anstreben.
Bei den Rechtspopulist*innen und An‐
hänger*innen von Verschwörungstheo‐
rien ist die Demokratiefeindlichkeit hin‐
gegen oft diffuser und für manche auf
den ersten Blick nicht erkennbar (No‐
cun/Lamberty 2020), weshalb Projekte
der Aufklärung und Beratung einen un‐
erlässlichen Baustein einer Demokra‐
tieförderung bilden.

Innerhalb der anti-liberalen Tendenzen
haben die Rechtspopulist*innen eine
besondere Bedeutung, weil sie anders
als Verschwörungstheoretiker*innen
ein Programm bieten können. Im Ge‐
gensatz zu offen Rechtsextremen er‐
leichtert dies den Zugang zu breiteren
Bevölkerungsteilen, denn Rechtspopu‐
list*innen präsentierten sich gerne als
Retter*innen der Demokratie, die aus
ihrer Sicht von den Eliten korrumpiert
wird. Die Institutionen der repräsentati‐
ven Demokratie sollen von daher be‐
stehen bleiben, dafür aber von einem
Geist geprägt sein, der Freiheitsrechte
einschränkt und das Handeln auf die
Interessen der regierenden Partei zu‐
spitzt. Die Wahldemokratie bliebe somit
erhalten, die Regierungsarbeit und der
Staat wären aber anti-liberal ausgerich‐
tet. Rechtspopulist*innen bieten dar‐
über hinaus einen direkten Dialog zwi‐
schen dem „Volk“ und jenen an, die
wissen, was das Volk will – womit sie
freilich sich selbst meinen (Müller
2016). Hierzu braucht es eine homoge‐
ne Gesellschaft. Bereits in der Opposi‐

tion versuchen sie, einer ihr gegenüber
kritisch eingestellten Zivilgesellschaft
die Finanzierung zu entziehen (siehe
den Beitrag von Jana Sämann in die‐
sem Band). In der Regierung schrän‐
ken sie dann Grund- und Freiheitsrech‐
te massiv ein (hierzu den Beitrag von
Márton Gerő/Piotr Kocyba über Un‐
garn und Lambda e.V. über Polen in
diesem Band).

Das Programm der Rechtspopulist*in‐
nen ist angesichts ihrer Wahlerfolge –
insbesondere in Ostdeutschland – zu
einer Systemalternative geworden, die
für den Fortbestand der liberalen De‐
mokratie eine ernsthafte Gefahr dar‐
stellt. Denn das Programm erreicht
auch Menschen, die zuvor der politi‐
schen Mitte zugeordnet wurden (Cze‐
remzin et al. 2020). Die Ursachen dafür
sind durchaus komplex. So heben die
Autor*innen einer der gegenwärtig
meistbeachteten Analysen hervor, dass
es „Veränderungen in den politischen
Systemen [sind], die der demokrati‐
schen Regression zugrunde liegen“
(Schäfer/Zürn 2021, S. 19). Damit ist
eine empfundene Wirkungslosigkeit
von nationalen Institutionen gemeint, in
der Politiker*innen nichts mehr bewir‐
ken könnten. Als Gegenmaßnahme
wäre somit eine Reform des demokra‐
tischen Systems notwendig. Darüber
hinaus seien aber auch die Handlungs‐
möglichkeiten innerhalb der liberalen
Demokratie sichtbarer und erfahrbarer
zu machen. Hierin liegt ein wesentlicher
Beitrag, den die Zivilgesellschaft leisten
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kann. Es ist von daher nun zu fragen,
wie solche Projekte aussehen und was
es braucht, damit sie eine Wirkung ent‐
falten können.

Eine tiefergehende Demokratiear-
beit als pädagogische Intervention

Das Projekt JUBU-Jugendbeteiligung
bei Bürgerbudgets ist ein Beispiel da‐
für, wie junge Menschen die Demokra‐
tie mitgestalten können. Das Projekt
wird im Rahmen des Programms „De‐
mokratie leben!“ vom Potsdamer Ver‐
ein mitMachen durchgeführt (siehe
auch www.jugend-budget.de).1 Das
Projekt arbeitet in drei Brandenburger
Pilotkommunen in Quartieren, in denen
die Wahlbeteiligung niedrig ist und so‐
mit die dort lebenden jungen Men‐
schen von ihren Eltern weniger Impulse
für ein demokratisches Engagement
bekommen. Die Arbeit mit Schulklas‐
sen bzw. in der Offenen Jugendarbeit
folgt einem demokratischen Zyklus, der
Entscheidungsprozessen in der libera‐
len Demokratie nachempfunden ist.
Dies beinhaltet Momente der Diskussi‐
on, Vorschlagseinreichung, Ausarbei‐
tung einer Wahlkampagne sowie Teil‐
nahme an der Abstimmung im
Bürgerbudget. Begegnungen mit Politi‐
ker*innen und Mitarbeiter*innen der
Verwaltung sind Bestandteile des Pro‐
zesses. Auf diese Weise sollen junge
Menschen Herangehensweisen erwer‐

ben, die sie zur Vertretung ihrer Interes‐
sen einsetzen können. Darüber soll in
der politisch sensiblen Altersgruppe
von 16 bis 26 Jahren die Herausbil‐
dung demokratischer Werte gefördert
werden.

Um Menschen auf eine solche Weise
bei der Gestaltung ihrer Mitwirkungs‐
möglichkeiten begleiten zu können, ar‐
beiten Demokratieprojekte wie JUBU
mit professionell geschulten Mitarbeite‐
r*innen. Diese analysieren die Voraus‐
setzungen in ihren Tätigkeitsorten, er‐
arbeiten Konzepte und entwickeln
Methoden, die zur weiteren Verbreitung
zu Materialien aufbereitet und in Work‐
shops und Schulungen weitergegeben
werden (siehe z. B. Herzberg/Rumpel
2020). Hierfür benötigen solche Demo‐
kratieprojekte Personalmittel, Gelder
etwa zur Umsetzung von Grafikleistun‐
gen und Mittel zur Anmietung von
Räumlichkeiten.

Dauer- statt Mikro-Finanzierung für
Demokratiearbeit

Die gegenwärtigen Fördermöglichkei‐
ten in Brandenburg sehen hingegen für
eine Handlungsweisen vermittelnde
Demokratiearbeit, wie sie JUBU und
andere Modellprojekte leisten, nur Mi‐
kroförderungen von 5.000 bis 10.000
Euro vor, die z.B. bei der Landeszentra‐
le für politische Bildung beantragt wer‐

1 Das JUBU-Projekt wird vom Programm „Demokratie leben!“ des BMFSJF gefördert. Daran beteiligen sich
die Robert Bosch Stiftung, der Landespräventionsrat Brandenburg und die Landeshauptstadt Potsdam.
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den können. Länger laufende Finanzie‐
rungen können – im Gegensatz zu
Maßnahmen in den Bundesländern
Sachsen oder Sachsen-Anhalt – nicht
im zentralen Demokratieförderpro‐
gramm „Tolerantes Brandenburg“
beantragt werden. Projekte von mittle‐
rem Umfang können bei verschiedenen
Ministerien aus Lotto-Mitteln finanziert
werden. Über deren Vergabe entschei‐
den direkt die Minister*innen; der ein‐
zubringende Eigenanteil von bis zu 20
Prozent schließt jedoch manche Orga‐
nisationen grundsätzlich aus. Verstärkt
wird die Konzentration auf Mikroförde‐
rungen dadurch, dass innerhalb des

Programms „Demokratie leben!“ eine
Verschiebung stattgefunden hat. Es
werden weniger Modellprojekte bei frei‐
en Trägern gefördert und dafür wird auf
lokale Partnerschaften für Demokratie
gesetzt, die ebenfalls Mikrofinanzierun‐
gen bereitstellen.2

Grundsätzlich braucht es jedoch einen
über Modellprojekte hinausgehenden
stabilen Rahmen, der statt der Förde‐
rung prekärer Beschäftigung Verläss‐
lichkeit, längerfristige Planbarkeit und
Stabilität bietet und damit auch die
langfristige Wirkung von Demokratiear‐
beit absichert. Das würde auch bedeu‐

Bürgerbudgets – eine demokratische Innovation made in Brandenburg

In Brandenburg haben Kommunen auf die „demokratische Regression“ (Schä‐
fer/Zürn 2021) mit neuen Formen der Beteiligung reagiert. Eine von ihnen sind
so genannte Bürgerbudgets. Hierbei handelt sich um ein direktdemokratisches
Verfahren, bei dem die Kommune einen Geldbetrag zur Verfügung stellt, mit
dem Vorschläge der Menschen im Ort finanziert werden. Die vorgeschlagenen
Ideen müssen der Allgemeinheit zugutekommen und dürfen eine Kostenober‐
grenze nicht überschreiten. Alle Einwohner*innen ab einem bestimmten Alter
können sich an der Abstimmung beteiligen – die Vorschläge mit den meisten
Stimmen werden durch das Bürgerbudget finanziert. In Brandenburg hat sich
diese Innovation rasant verbreitet – über 35 Prozent der Menschen leben in einer
Kommune mit einem Bürgerbudget (Herzberg/Rumpel/Poplawski 2020). Aller‐
dings sind junge Menschen – wie bei vielen Verfahren der Beteiligung – oft un‐
terrepräsentiert. JUBU setzt dort an und möchte junge Menschen mehr einbe‐
ziehen und auf diese Weise die Demokratieentwicklung stärken.

2 In Brandenburg haben z.B. im Jahr 2019 alle 18 Kommunen, die beim Programm „Demokratie leben!“ einen
Antrag gestellt haben, einen Zuschlag erhalten. Von den 30 freien Trägern, die einen Antrag auf ein Modell‐
projekt gestellt haben, bekamen zunächst nur zwei eine Förderung (Landtag Brandenburg 2019/Drucksache
7/180). Nach Protesten wurden drei weitere Projekte gefördert.
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ten, dass Jugendringe und andere von
Jugendplänen geförderte Träger daran
beteiligt werden und somit noch mehr
als zuvor ihre Expertise in den Ausbau
der Demokratiearbeit einbringen könn‐
ten. Die Regierungskoalition des Bun‐
destages der 19. Legislaturperiode
hatte sich in dieser Hinsicht die Etablie‐
rung eines Demokratiefördergesetzes
vorgenommen, dessen Einführung je‐
doch im Sommer 2021 gescheitert ist
(siehe auch den Beitrag von Annett
Mängel in diesem Band). Ein branden‐
burgisches Demokratiefördergesetz
könnte hier Abhilfe schaffen und nicht
nur die Rahmenbedingungen konkret
auf Landesebene verbessern, sondern
auch die Grundlage für ein Bundesde‐
mokratiegesetz bilden.

Ausblick

Aktuelle Konzepte der Demokratiear‐
beit, wie sie vom Deutschen Jugendin‐
stitut entworfen werden, bestätigen
den in diesem Beitrag dargelegten An‐
satz: Neben einer Aufklärungs- und
Beratungsarbeit über demokratiefeind‐
liche Bestrebungen bedarf es einer po‐
sitiv gerichteten Demokratiearbeit, wel‐
che Beteiligungsmöglichkeiten aufzeigt
(Ehnert et al. 2021, S. 22). Dies ist not‐
wendig, um der Systemalternative
„Anti-Liberalismus“ etwas entgegen‐
setzen zu können. In Brandenburg
könnte hierzu die Öffnung des Pro‐
gramms „Tolerantes Brandenburg“
oder die Etablierung einer zweiten För‐
derlinie ein Weg sein. Den Knackpunkt

bildet die Verabschiedung eines Lan‐
desdemokratiefördergesetzes. Dieses
würde Demokratiearbeit für beide hier
aufgezeigten Ansätze absichern kön‐
nen. Es könnte auch Ausgangspunkt
für derartige Regelungen auf Bundes‐
ebene sein, mit denen das Gesetz
dann verbunden werden könnte. Der
mitMachen e.V. möchte gerne diesen
Dialog mit weiteren Veranstaltungen
und Gesprächen voranbringen.
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Blitzlicht: Veranstaltung vom 10.03.2021

Wie finanzieren wir unsere Arbeit?

Zur Kontroverse um ein
Demokratiefördergesetz

Alma Kleen vom Bundesjugendring betrachtete die aus Sicht der Jugendringe not‐
wendigen Inhalte eines Demokratiefördergesetzes, wozu die nachhaltige Förderung
von Strukturen der Zivilgesellschaft statt von einzelnen Projekten gehört, die Zusam‐
menarbeit staatlicher Institutionen mit der Zivilgesellschaft, das Diversitätsprinzip und
einen Blick auf Demokratie und Demokratisierung jenseits von Extremismuspräventi‐
on.

Timo Reinfrank von der Amadeu Antonio Stiftung referierte über Funktionen eines sol‐
chen Gesetzes – wie langfristige gesetzliche Absicherung von Demokratiearbeit, Pla‐
nungssicherheit für Angestellte oder langfristige Sicherung von Institutionen und
Rechten. Überdies wurden verschiedene Vorstellungen eines Demokratiefördergeset‐
zes kritisch erörtert: Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
wollte eine längerfristige Finanzierung und Ausgestaltung für Demokratieprojekte ohne
Anspruch auf Förderung geben – das Bundesministerium des Innern möchte darin
eine „Extremismusklausel“ und ein Bekenntnis zur freiheitlich demokratischen Grund‐
ordnung vorsehen sowie schärfere Strafen für Angriffe auf Polizist*innen.

„Die zivilgesellschaftlichen Organisationen werden
zwar evaluiert, nicht aber die Programmsteuerung
und Vergabepraxis des Ministeriums.“

„Wer wird gefördert? Begründungen für Ablehnungen gibt
es nicht. Was sind gute Kriterien, um Fairness herzustellen?“

„Die CDU/CSU-Fraktion sträubt sich gegen ein Demokratiefördergesetz
wegen bestehenden Ressentiments gegen zivilgesellschaftliche Initiativen.
Es gibt Konkurrenzgedanken: Parteien versus Zivilgesellschaft.“
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„Man muss weg von Projektitis und hin
zu einer Verstetigung der Förderung.“

„Es wird um Brotkrumen gestritten. Welchen Wert
misst man einer Demokratie bei? 300 Millionen Euro?
Die Frage stellt sich auch ideell, nicht nur monetär.“

„Partnerschaft für Demokratie-Gremien (PfD) sind inhaltlich durchwachsen.
Alle PfDs werden gefördert, 60 Prozent der Modellprojekte nicht. Es
braucht eine Grundsatzförderung und offene Strukturen. Augenscheinlich
wird der Sportverein gefördert, der kleine Verein, der sich gegen rechts en‐
gagiert, nicht.“

„Wir sind externer Träger einer PfD und ein Beispiel
für gute Zusammenarbeit. Hier wird der kleine Verein
ebenso gefördert wie der Sportverein. Man sollte
nicht die PfDs gegeneinander ausspielen.“

Fazit der Veranstalter*innen

Die Weiterentwicklung unserer Demokratie ist keine Aufgabe, die allein im Bundestag
geleistet werden kann oder sollte. Der demokratischen Zivilgesellschaft kommt hier‐
bei eine wichtige Rolle zu. Diese Rolle kann sie unter den bestehenden Umständen
(Projektitis, systematische Unsicherheit, willkürliche Förderkritierien usw.) aber nur
schwerlich leisten. Mit einem Demokratiefördergesetz kann der Gesetzgeber hier Ab‐
hilfe schaffen. Aber nur, wenn es diesen Namen auch verdient und tatsächlich lang‐
fristige Arbeit absichert sowie transparente wie demokratieförderliche Rahmenbedin‐
gungen schafft. Es darf nicht vom Gedanken einer vermeintlichen Konkurrenz
zwischen Zivilgesellschaft und Parteien getragen sein. Die Verantwortung für die för‐
derliche Entwicklung unserer demokratischen Gesellschaft tragen alle Beteiligten in
ihren jeweiligen Rollen gemeinsam. Hierfür kann ein Demokratiefördergesetz ein we‐
sentlicher Baustein sein.
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Die Frage, inwieweit das Gemeinnüt‐
zigkeitsrecht den Handlungsspielraum
zivilgesellschaftlicher Organisationen
einschränkt, muss von zwei Seiten be‐
trachtet werden. Auf der einen Seite
stehen die rechtlichen Grundlagen, auf
Basis derer Finanzämter und Gerichte
ihre Entscheidungen treffen, also die
faktischen Grenzen der Gemeinnützig‐
keit. Auf der anderen Seite steht die
praktische Verunsicherung zivilgesell‐
schaftlicher Organisationen darüber,
wo die Grenzen ihres (politischen) Han‐
delns liegen, und eine Zunahme der
Versuche, politisch unliebsame Organi‐
sationen über das Gemeinnützigkeits‐
recht in ihrer Arbeit einzuschränken.

Sind zivilgesellschaftliche Organisatio‐
nen gemeinnützig, ist dies auf dem Pa‐
pier eine rein steuerrechtliche Angele‐
genheit. Privatpersonen oder Unter-
nehmen, die an einen gemeinnützigen
Verein spenden, können diese Spende
steuerlich absetzen. Der Staat fördert
damit zivilgesellschaftliches Engage‐
ment.

In der Praxis ist der Status der Gemein‐
nützigkeit allerdings weit mehr als rei‐
nes Steuerrecht: Viele staatliche und
private Fördermittel können nur von ge‐
meinnützigen Organisationen bean‐
tragt werden. Zivilgesellschaftliche und
kommunale Räumlichkeiten werden
häufig nur an gemeinnützige Organisa‐
tionen vermietet. Insofern dient der
Status der Gemeinnützigkeit auch als
inoffizielles Gütesiegel für die Seriosität
einer zivilgesellschaftlichen Organisati‐
on und ist für viele zivilgesellschaftliche
Organisationen notwendig für ihre tägli‐
che Arbeit.

Das Recht: Die Entscheidungs-
grundlage

Die Entscheidung darüber, ob eine Or‐
ganisation gemeinnützig ist oder nicht,
trifft das örtliche Finanzamt. Grundlage
der Entscheidung sind die in der Abga‐
benordnung (AO) im Abschnitt „Steuer‐
begünstigte Zwecke“ (Paragrafen 51
bis 68) festgeschriebenen Regeln. Hier
setzt der Staat die Rahmenbedingun‐

Shrinkung Spaces durch
Steuerrecht?

Wie das Gemeinnützigkeitsrecht den

Handlungsspielraum zivilgesellschaftlicher

Organisationen beschränkt

>> Annika Schmidt-Ehry >> Allianz „Rechts-

sicherheit für politische Willensbildung“ e.V.

©
privat



59

gen für das aus seiner Sicht unterstüt‐
zenswerte zivilgesellschaftliche Enga‐
gement.

Die Frage, ob und wie sich zivilgesell‐
schaftliche Organisationen politisch
betätigen dürfen, wird im Anwen‐
dungserlass zur Abgabenordnung
(AEAO)1, namentlich Ziffer 16 zu § 52,
beantwortet.2

Auch die aktuelle Rechtsprechung des
Bundesfinanzhofs (BFH), zum Beispiel
im Verfahren um die Gemeinnützigkeit
des globalisierungskritischen Netz‐
werks Attac oder zum BUND, bestimmt
die Entscheidung über den politischen
Handlungsrahmen zivilgesellschaftli‐
cher Organisationen.

Die Praxis: Die Lücken im Gemein-
nützigkeitsrecht

In den vergangenen Jahren häuften
sich Berichte über Organisationen, de‐
ren Gemeinnützigkeit entzogen wurde
oder die um deren Erhalt kämpfen
müssen. Das wohl bekannteste Bei‐
spiel ist das globalisierungskritische
Netzwerk Attac, das im März 2021 Ver‐
fassungsbeschwerde eingereicht hat.3
Die Gründe für die Aberkennung bzw.

Nicht-Anerkennung sind ebenso vielfäl‐
tig wie die Zivilgesellschaft – ob es der
Grad der Einflussnahme auf die politi‐
sche Willensbildung ist oder der fehlen‐
de Zweck oder die Erwähnung im Ver‐
fassungsschutzbericht und die dazu im
Gemeinnützigkeitsrecht verankerte Be‐
weislastumkehr. Da die Unklarheit beim
zulässigen Grad der politischen Betäti‐
gung den größten Einfluss auf das zivil‐
gesellschaftliche Handeln hat, wird im
Folgenden nur darauf eingegangen.
Anders gelagerte Probleme, wie zum
Beispiel die Beweislastumkehr bei ver‐
fassungsrechtlichen Fragen, sind damit
nicht weniger brisant, treffen aber auf
weniger Organisationen zu.

Bei der Allianz "Rechtssicherheit für po‐
litische Willensbildung" werden drei
Fallgruppen der politischen Betätigung
unterschieden. Dabei ist zu beachten,
dass keine zivilgesellschaftliche Organi‐
sation wie die andere ist. Die Fragen
und Probleme sind vielschichtig und
die Grenzen der unten aufgeführten
Fallklassen sind fließend.

1. Die gelegentliche Ausübung der
grundrechtlich gesicherten Meinungs‐
äußerungsfreiheit: Der Aufruf des Män‐
nergesangsvereins oder des Sportver‐

1Darin einigen sich die Finanzministerien von Bund und Ländern auf eine gemeinsame Auslegung der gesetz‐
lichen Regelungen.
2 Noch (Stand Juni 2021) steht die Überarbeitung des AEAO nach den Beschlüssen im Herbst 2020 (Jahres‐
steuergesetz) und den neuesten Urteilen des Bundesfinanzhofs (z.B. zum BUND) aus.
3 Angefangen hat alles mit einem Bescheid des Finanzamt Frankfurt im April 2014. Mehr dazu unter:
www.zivilgesellschaft-ist-gemeinnuetzig.de/attac.

https://www.zivilgesellschaft-ist-gemeinnuetzig.de/attac


60 Shrinking Spaces

eins zur Teilnahme an der Großdemo
zum 8. März (internationaler Frauen*tag)
oder an einer Mahnwache nach einem
antisemitischen Anschlag.

2. Der Einsatz politischer Mittel für den
eigenen Zweck: Der Klimaschutzverein,
der bundespolitische Maßnahmen for‐
dert; das queer-feministische Bündnis,
das sich für die Gleichstellung aller Ge‐
schlechter einsetzt; oder die antirassis‐
tische Initiative, die strukturellen Ras‐
sismus aufdeckt und Maßnahmen
dagegen einfordert.

3. Die politische Betätigung als Selbst‐
zweck: Vereine und Verbände, deren
Ziel es ist, losgelöst von konkreten ge‐
meinnützigen Zwecken Einfluss auf die
politische Ausrichtung der Gesellschaft
und staatliche Stellen zu nehmen.

zu 1. Die gelegentliche Meinungsäu-
ßerung

Viele gemeinnützige Vereine und Orga‐
nisationen haben gar keinen (gesell‐
schafts-)politischen Zweck. Hier treffen
sich Menschen zum gemeinsamen Mu‐
sizieren, Sporttreiben oder um im Rah‐
men der Wohlfahrtspflege Aufgaben zu
übernehmen, die der Staat nicht erfüllt.

Wenn der örtliche Sportverein oder Ge‐
sangsverein zur Teilnahme an einer
Mahnwache nach einem antisemiti‐
schen Anschlag aufrufen möchte, ist
das ein Bekenntnis zu Grund- und
Menschenrechten und als solches
grundsätzlich mit der Gemeinnützigkeit
vereinbar.4 Dennoch scheint auch in
vielen Teilen dieser unterstützenden Zi‐
vilgesellschaft5 eine Unsicherheit dar‐
über zu herrschen, ob dies erlaubt ist.
Und diese Verunsicherung ist nicht un‐
begründet. Denn die Grenzen sind flie‐
ßend – ist ein Fußballverein, der sich
klar gegen Rassismus oder Homopho‐
bie positioniert, noch ein normaler
Sportverein oder schon „zu politisch“?
Wie oft darf ein Sportverein zu grund-
und menschenrechtlichen Fragen Posi‐
tion beziehen, bevor das Finanzamt an‐
klopft?

Das Ergebnis ist, dass der Vorstand
des Sportvereins entweder stunden‐
lang diskutiert oder sich von vornherein
gegen den Demoaufruf entscheidet –
aus Angst davor, die Gemeinnützigkeit
entzogen zu bekommen. Oft ist diese
Angst unbegründet, denn die Entschei‐
dung der Finanzämter fällt häufig zu
Gunsten der Vereine aus. Doch allein
die Angst vor dem Entzug genügt, um

4 So zuletzt die Aussage in den Debatten zum Jahressteuergesetz im Herbst 2020. Warum sie die von SPD,
Grünen und Partei Die Linke sowie einem breiten zivilgesellschaftlichen Bündnis geforderten Änderungen im
Gemeinnützigkeitsrecht, die hier zu einer Klarstellung geführt hätten, ablehnte, bleibt unklar.
5 Weiterführende Informationen zur Begriffsdefinition, Organisationsstruktur und Wirkungsweise der Zivilge‐
sellschaft, liefert die Maecenata Stiftung: https://www.maecenata.eu/themen/zivilgesellschaft/basiswissen-
zivilgesellschaft/.

https://www.maecenata.eu/themen/zivilgesellschaft/basiswissen-zivilgesellschaft/
https://www.maecenata.eu/themen/zivilgesellschaft/basiswissen-zivilgesellschaft/
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einen Teil der Zivilgesellschaft zum Ver‐
stummen zu bringen und Handlungs‐
spielräume zu begrenzen.

zu 2. Der Einsatz politischer Mittel
für den eigenen Zweck

Manche Vereinsziele sind nicht ohne
politische Mittel erreichbar. Klima‐
schutz oder die Gleichstellung aller Ge‐
schlechter zum Beispiel können nicht
von einem Verein allein erreicht werden.
Zivilgesellschaftliche Organisationen
agieren hier als Themenanwält*innen:
Sie erkennen Probleme und zeigen die‐
se auf, damit politische Rahmenbedin‐
gungen gesetzt oder verändert werden
können. Dazu braucht es politische
Mittel wie etwa eine Großdemonstrati‐
on oder Lobbygespräche mit politi‐
schen Entscheidungsträger*innen.

zu 3. Der fehlende allgemeinpoliti-
sche Zweck

Die dritte Fallgruppe der politischen
Betätigung betrifft die Organisationen,
deren Ziel es ist, losgelöst von konkre‐
ten gemeinnützigen Zwecken Einfluss
auf die politische Ausrichtung unserer
Gesellschaft zu nehmen – und die we‐
der Partei noch kommunale Wähler*in‐

nengemeinschaft sein wollen. Für sie
gibt es derzeit keinen gemeinnützigen
Zweck. Hier hat der BFH zuletzt in sei‐
nem zweiten Urteil zur Gemeinnützig‐
keit von Attac seine klare Linie bestätig‐
t: „Die Einflussnahme auf die politische
Willensbildung und die Gestaltung der
öffentlichen Meinung ist kein eigen‐
ständiger gemeinnütziger Zweck i.S.v.
[im Sinne von] § 52 AO.“

Das Problem: Die Folgen für unsere
Demokratie

Die Lücken im Gemeinnützigkeitsrecht
führen dazu, dass eine Vielzahl zivilge‐
sellschaftlicher Organisationen verun‐
sichert ist; einige Finanzämter erken‐
nen die Gemeinnützigkeit problemlos
an, andere nicht.6 Einzelne Finanzbe‐
amt*innen entscheiden entlang der
nicht klar definierten Grenzen des An‐
wendungserlasses zur Abgabenord‐
nung (AEAO) über den vermeintlichen
Nutzen einer Organisation für unsere
Gesellschaft. Und Organisationen –
besonders politisch unliebsame – wer‐
den angreifbar. Wenn Dritte eine Anfra‐
ge zum gemeinnützigen Status einer
Organisation beim zuständigen Finanz‐
amt stellen, kann dies schon zu einer
Überprüfung der Gemeinnützigkeit

6 Dies zeigte unter anderem auch die von der Allianz "Rechtssicherheit für politische Willensbildung" 2018
durchgeführte Finanzamt-Studie "Engagiert Euch – nicht? Wie das Gemeinnützigkeitsrecht politisches Enga‐
gement erschwert", https://www.zivilgesellschaft-ist-gemeinnuetzig.de/finanzamt-studie-gemeinnuetzig‐
keitsrecht-muss-verbessert-werden/.
5 Weiterführende Informationen zur Begriffsdefinition, Organisationsstruktur und Wirkungsweise der Zivilge‐
sellschaft, liefert die Maecenata Stiftung: https://www.maecenata.eu/themen/zivilgesellschaft/basiswissen-
zivilgesellschaft/.

https://www.zivilgesellschaft-ist-gemeinnuetzig.de/finanzamt-studie-gemeinnuetzigkeitsrecht-muss-verbessert-werden/
https://www.zivilgesellschaft-ist-gemeinnuetzig.de/finanzamt-studie-gemeinnuetzigkeitsrecht-muss-verbessert-werden/
https://www.maecenata.eu/themen/zivilgesellschaft/basiswissen-zivilgesellschaft/
https://www.maecenata.eu/themen/zivilgesellschaft/basiswissen-zivilgesellschaft/
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führen. Das bedeutet im schlimmsten
Fall den Verlust der Gemeinnützigkeit,
im besseren Fall mindestens bürokrati‐
schen Aufwand für die meist ehren‐
amtlich Aktiven.

Das Ergebnis der vereinsinternen Risi‐
koabwägung ist oft, dass der Sportver‐
ein lieber nicht zur Teilnahme an einer
Mahnwache anlässlich eines antisemi‐
tischen Anschlags aufruft, der Männer‐
gesangsverein nicht zur Demonstration
gegen Rechts aufruft. Die individuellen
Entscheidungen sind nachvollziehbar,
das Ergebnis dieses sogenannten Chil‐
ling-Effekts für unsere demokratische
Gesellschaft gefährlich.

Und wenn das Klimabündnis in Ver‐
handlungen mit dem Finanzamt steht,
statt zur geplanten Abholzung des na‐
hegelegenen Waldes zu informieren,
wenn die Arbeit von Regierungen und
Parlamenten nicht mehr von einer breit
aufgestellten Zivilgesellschaft begleitet
wird, fehlt der für unsere Demokratie
wichtige Input aus der Zivilgesellschaft.

Seit einigen Jahren nehmen zudem die
Berichte über gezielte Angriffe auf die
Gemeinnützigkeit unliebsamer Organi‐
sationen zu. So forderte der CDU-Par‐
teitag im Dezember 2018, die Gemein‐
nützigkeit der Deutschen Umwelthilfe
(DUH) zu prüfen. Die FDP-Bundestags‐
fraktion zielte 2018 mit einem Antrag im
Bundestag unter anderem auf die Ge‐
meinnützigkeit der Tierschutzorganisa‐
tion Peta. Dabei wird das Gemeinnüt‐
zigkeitsrecht schnell als regulierende
Instanz herangezogen, was auch zu‐
letzt die Debatte um den Gemeinnüt‐
zigkeitsstatus von Greenpeace zeigte.7

Diese Debatten und das immer größere
öffentliche Interesse an Fragen des Ge‐
meinnützigkeitsrechts verstärken den
oben erwähnten Chilling-Effekt. Und
zeigen zugleich, wie dringend notwen‐
dig eine breite gesellschaftliche Debat‐
te über die Rolle und Funktion einer po‐
litischen Zivilgesellschaft ist, gepaart
mit einer längst überfälligen Reform des
Gemeinnützigkeitsrechts.8

7 Weitere Informationen zu den genannten Fällen auf www.zivilgesellschaft-ist-gemeinnuetzig.de.
8 Weitere Informationen zu den von der Allianz „Rechtssicherheit für politische Willensbildung“ geforderten
Reformen gibt es hier: www.zivilgesellschaft-ist-gemeinnuetzig.de/forderungen.

https://www.zivilgesellschaft-ist-gemeinnuetzig.de
https://www.zivilgesellschaft-ist-gemeinnuetzig.de/forderungen
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Blitzlicht: Veranstaltung vom 28.01.2021

Gemeinnützigkeit in Gefahr

Welche Perspektiven hat politisches

Engagement?

Almuth Püschel vom VVN-BDA e.V. Brandenburg und Stefan Diefenbach-Trommer
von der Allianz „Rechtssicherheit für politische Willensbildung“ e.V. gaben den Auf‐
takt zur dritten Veranstaltung. Frau Püschel berichtete von den Folgen des Entzugs
der Gemeinnützigkeit des Bundesverbandes des VVN-BDA e.V. für die Landesver‐
bände (der inzwischen mit Stand September 2021 wieder aufgehoben wurde). Da‐
durch konnten zwar viele neue Mitglieder gewonnen werden – inhaltliche und finan‐
zielle Verbindungen zum Bundesverband können aber auch den Landesverband
gefährden. Die Grenzen des Gemeinnützigkeitsrechts waren Thema des zweiten Re‐
ferats: Offene Zwecke wie politische Bildung und das Handeln jenseits eigentlicher
Zwecke wie z.B. Aufrufe zu Anti-Rassismus-Demonstrationen kann nach dem „at‐
tac-Urteil“ den Verlust der Gemeinnützigkeit zur Folge haben.

„Der drohende Entzug der Gemeinnützigkeit kann dazu
führen, dass Vereine sich zurückhalten und keine Position
beziehen. Somit ist die Entwicklung als Form von Shrin‐
king Spaces zu betrachten.“

„Das „attac-Urteil“ sagt im Grunde: schafft eindeutige und bessere
Zwecke. Eigentlich gibt es gar nicht mehr Aberkennungsfälle als
damals, der Streit wird nur öffentlicher geführt.“

„Rechtsstreite zu führen, bietet aber auch
die Chance auf Gesetzesänderungen.“

„Bevor neue Zwecke in die Satzung aufgenommen werden, um
die Gemeinnützigkeit im Zweifel nicht zu verlieren, sollte erst
mit dem Finanzamt geredet werden und die Zwecke geprüft.“
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„Roland Hartwig hat AfD-Anhänger*innen aufgefordert, unliebsame
gemeinnützige Vereine bei den Finanzämtern zu melden, damit die
dann geprüft werden. Ist das nur Einschüchterung oder kann das
funktionieren?“

„Man braucht steuerrechtliches KnowHow für
die Auseinandersetzung. Große Verbände sind
da sicherer, weil sie bessere Strukturen haben.“

„Sachbearbeiter*innen in den Finanzämtern sollten nicht
festlegen, was noch als gemeinnützig gilt und was nicht,
sondern es braucht klare gesetzliche Regelungen.“

„Es gibt auch Anzeigen ans Finanzamt von der AfD,
dass der und der Verein mal geprüft werden muss.
Das kann kritisch sein, z.B. wenn ein Sportverein sich
gegen Rassismus engagiert. Darf der das dann?“

„Es ist nicht okay, wenn kleine ehrenamtliche Vereine
die Gemeinnützigkeit verlieren, nur weil sie wichtige
zivilgesellschaftliche Arbeit leisten.“

Fazit der Veranstalter*innen

Es braucht eine Reform des Gemeinnützigkeitsrechts. Der gegenwärtige Zustand
verunsichert viele zivilgesellschaftliche Akteur*innen und schränkt sie in ihrem Einsatz
für eine demokratische Gesellschaft ein. Der Verlust der Gemeinnützigkeit ist insbe‐
sondere für kleinere Akteur*innen existenzbedrohend und viel zu oft von willkürlich
erscheinenden Entscheidungen abhängig. In der Folge drohen entweder die Ein‐
schränkung demokratischen Engagements oder im Ernstfall langwierige und belas‐
tende Gerichtverfahren. Diese Lage ist demokratieschädigend und es liegt in der Ver‐
antwortung des Gesetzgebers hier klare und demokratieförderliche gesetzliche
Bedingungen zu schaffen.
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Kritische Zivil-
gesellschaft
als Staatsfeind
– das Fallbeispiel
Ungarn

>> Márton Gerő und
Piotr Kocyba

>> Institute for Sociology,

Budapest; TU Chemnitz

Zivilgesellschaftliche Organisationen
machen weltweit die Erfahrung, dass
sich die Bedingungen für ihre Tätigkeit
verschlechtern, die Ressourcen, auf
die sie zugreifen können, versiegen und
ihre Chancen, die öffentliche Politik zu
beeinflussen, geringer werden. Diese
Entwicklung wird durch den Begriff
Shrinking Spaces nicht nur in der For‐
schungsliteratur mittlerweile ausführlich
behandelt.

Immer wiederkehrende Krisen und der
populistische Zeitgeist lassen solche
negativen Tendenzen nicht nur in den
altbekannten Autokratien, sondern
auch in etablierten Demokratien westli‐
chen Typus zunehmend sichtbar wer‐
den. Dementsprechend wurde in den
letzten Jahren das Schrumpfen des
Raums für die Zivilgesellschaft im „alten
Europa“, aber auch in den Vereinigten
Staaten von Amerika beobachtet (An‐
heier/Toepler 2020). Dieser Prozess
begann bereits in den frühen 2000er
Jahren im Nachgang der Terroran‐
schläge vom 11. September (Bethke/

Wolff 2020). Während in den westeuro‐
päischen Ländern und den USA ver‐
schärfte Regulierungen im Zusammen‐
hang mit Anti-Terror-Maßnahmen
eingeführt wurden, haben in anderen
Ländern wie der Türkei, Ungarn oder
Polen regressive politische Akteur*in‐
nen die Arbeit zivilgesellschaftlicher Or‐
ganisationen erschwert. In der letztge‐
nannten Ländergruppe nutzen illiberale
Regime sogar ähnliche Instrumente wie
„lupenreine Diktaturen“, um die Tätig‐
keit regierungskritischer Organisatio‐
nen zu behindern (Gerő et al. 2020;
Shany/ Kremnitzer 2020). Beispiele für
ein solches Vorgehen stellen staatliche
Einschüchterungsstrategien dar, die
sich in regelmäßigen Gerichtsverfahren
oder gar brutalem Polizeivorgehen zei‐
gen. Hier kann etwa auf Verhaftungen
von LGTBQI+-Aktivist*innen in Polen
hingewiesen werden, bei denen die Po‐
lizei so aggressiv wie demütigend
agiert (Witczak 2020). Insgesamt wur‐
den mit der zunehmenden Dekonsoli‐
dierung der jungen Demokratien in Po‐
len und Ungarn unabhängige

©
privat
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progressive zivilgesellschaftliche Orga‐
nisationen zum Staatsfeind erklärt, in
der Folge zunehmend streng „reguliert“
und im öffentlichen Diskurs verleumdet
(Mikecz 2020).

Auf den ersten Blick könnte man mei‐
nen, die Schließung des zivilgesell‐
schaftlichen Raums betreffe alle zivil‐
gesellschaftlichen Organisationen, und
das zunehmend feindselige Umfeld
führe auch zum Schrumpfen der
Handlungsräume für die Zivilgesell‐
schaft. Die Anzahl und die Ressourcen
der zivilgesellschaftlichen Organisatio‐
nen verändern sich jedoch nicht immer
drastisch – oftmals sogar kaum (Hum‐
mel 2020). Stattdessen findet eine
Transformation statt. Es scheint, dass
das Ziel der restriktiven Politik nicht un‐
bedingt darin besteht, die gesamte Zi‐
vilgesellschaft zu zerstören, sondern
sie zu domestizieren. Bestimmte Arten
von Organisationen werden bekämpft,
während andere großzügig mit finanzi‐
ellen oder symbolischen Mitteln ausge‐
stattet werden. Die Einschränkungs‐
bemühungen richten sich nämlich vor
allem gegen Menschenrechts- und
Wachhund-Organisationen. Wie ein
Staat gegen solche zivilgesellschaftli‐
che Organisationen konkret vorgeht,
die er für unerwünscht hält, soll im Fol‐
genden am Beispiel Ungarns exempla‐
risch nachgezeichnet werden.

Europäisierung des Verhältnisses
zwischen Staat und Zivilgesellschaft

Der gesetzliche Rahmen für die Regu‐
lierung der Zusammenarbeit zwischen
Staat und Zivilgesellschaft entstand be‐
reits kurz nach der Wende von 1989
und war 1997 im Wesentlichen abge‐
schlossen. Der Rahmen entsprach den
europäischen Standards und bot weit‐
gehende Freiheiten sowohl für die
Gründung verschiedener Arten zivilge‐
sellschaftlicher Organisationen als auch
für kollektive Aktionen wie z.B. den
Straßenprotest. Obwohl die nachfol‐
genden Regierungswechsel Auswir‐
kungen auf das Verhältnis zwischen
Staat und Zivilgesellschaft hatten (ins‐
besondere im Bereich der Finanzie‐
rung), blieb der Regelungsrahmen im
Großen und Ganzen stabil.

Einen Wandel gab es im Zuge des EU-
Beitrittsprozesses. Die Finanzierungs‐
möglichkeiten wurden durch die Pro‐
gramme zur Vorbereitung auf den Bei‐
tritt zur Europäischen Union und das
2004 eingeführte Förderprogramm des
Nationalen Zivilfonds erweitert. In die‐
ser Zeit wurden auch Konsultationsfo‐
ren und formelle Kommunikationskanä‐
le zwischen dem Staat und den
Organisationen der Zivilgesellschaft
eingerichtet. Auch wenn diese in vielen
Fällen formal blieben und die Umset‐
zung der im Prinzip einheitlichen Rege‐
lung in den Regionen oder Kommunen
oft unterschiedlich war, gab es insge‐
samt eine zwar langsame, jedoch kon‐
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tinuierliche und positive Entwicklung im
Bereich des sogenannten Dritten Sek‐
tors (Gerő 2018).

Kehrtwende gegenüber der Zivilge-
sellschaft

Als Fidesz im Jahr 2010 die Zweidrittel‐
mehrheit erlangte, begann die Partei
umgehend, das Verhältnis zwischen
Staat und Zivilgesellschaft zu modifizie‐
ren. Bei der Begründung der Änderun‐
gen verwies Fidesz auf einige der zwi‐
schen 1990 und 2010 entstandenen
Probleme wie z.B. der Rechenschafts‐
pflicht, der hohen Verwaltungslast usw.
Eine neue Gesetzesgrundlage, die seit
2012 in Kraft ist, adressierte zwar diese
Probleme, verschärfte aber gleichzeitig
die Kontrolle durch den Staat. Die Par‐
tei führte strengere Regeln für die Aner‐
kennung der Gemeinnützigkeit ein, er‐
setzte den Nationalen Zivilfonds durch
den Nationalen Kooperationsfonds,
womit eine Umstrukturierung einher‐
ging, in deren Konsequenz Regie‐
rungsbeamt*innen einen dominanten
Einfluss auf die Vergabe der Mittel er‐
halten haben. Zudem wurden auch die
Förderprioritäten verändert. War die
Aufgabe des Fonds vor dem Eingriff
der Fidesz, „die Zivilgesellschaft zu
stärken, das zivilgesellschaftliche En‐
gagement von Organisationen zu för‐
dern, die Partnerschaft und Arbeitstei‐
lung zwischen Regierung und
Zivilgesellschaft zu fördern“, gilt es
jetzt, „das Funktionieren und die Aktivi‐
täten ziviler Initiativen zu unterstützen,

die nationale Einheit zu stärken und ihre
Rolle beim Streben nach dem Gemein‐
wohl zu fördern“ (Mikecz 2020, S. 638).
István Sebestény (2016) beschrieb die‐
se Änderungen als eine grundlegende
Verschiebung des Konzepts der Ge‐
meinnützigkeit in Richtung des öffentli‐
chen Dienstes. Anstatt die Vermehrung
unabhängiger Organisationen zu för‐
dern, versucht der Staat nun, Organi‐
sationen zu unterstützen, die genuin
staatliche, vor allem karitative Aufga‐
ben übernehmen. In der Konsequenz
wurde die Zusammenarbeit zwischen
zivilgesellschaftlichen Organisationen
und dem Staat, die auch Finanztrans‐
fers beinhaltet, für einige Wachhund-
Organisationen weitgehend eingestellt
(Gerő et al. 2020), während insbeson‐
dere für humanitäre Initiativen eine sta‐
bile und längerfristige Finanzierung ent‐
stand, teilweise mit deutlich erhöhten
Budgets.

Dem Umbau des rechtlichen Rahmens
folgten öffentliche Schmierenkampa‐
gnen gegen regierungskritische zivilge‐
sellschaftliche Organisationen. Die ers‐
te derartige Kampagne wurde gegen
den Norwegischen Zivilfonds geführt.
Die Angriffe begannen im Jahr 2013
und dauerten bis 2016 an. Der Haupt‐
wurf lautete, dass gezielt Oppositionel‐
le unterstützt und Gelder veruntreut
würden. Eine Kontrolle der ungarischen
Behörden konnte keine Unregelmäßig‐
keiten feststellen, der Norwegische Zi‐
vilfonds stellte seine Tätigkeit in Ungarn
jedoch ein. Bezeichnenderweise hatte
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diese Kampagne der Regierung keinen
Einfluss auf die öffentliche Wahrneh‐
mung zivilgesellschaftlicher Organisati‐
onen, wie entsprechende Bevölke‐
rungsumfragen zeigten (Előd et al.
2014). Obwohl es Ziel der Regierung
war, unabhängige zivilgesellschaftliche
Akteure zu diffamieren, waren sie zu
dieser Zeit offensichtlich kein geeigne‐
tes Ziel der Feindbildbildung.

Dies änderte sich, als die Regierung
unabhängige zivilgesellschaftliche Or‐
ganisationen mit dem Immigrations-
und Terrorismusthema verknüpfte. Ver‐
eine und Initiativen, die mit Geflüchte‐
ten arbeiten, wurden von der Regie‐
rung als „im Dienst ausländischer
Interessen“ abgestempelt. Dieses Nar‐
rativ taucht seit 2015 immer wieder auf
und 2017 wurde sogar das „Gesetz
über die Transparenz ausländisch fi‐
nanzierter Organisationen“ verabschie‐
det. Angelehnt an Putins „ausländi‐
sche Agenten Gesetz“ müssen seither
Organisationen, die mehr als 20.000
EUR jährlich von ausländischen Geld‐
gebern erhalten, erklären, dass sie
ausländisch finanzierte Organisationen
sind. Sie müssen dies dem zuständi‐
gen Gericht melden und auf ihrer
Homepage sowie in ihren Publikatio‐
nen kenntlich machen. Im Jahr 2018
folgte die Verabschiedung des „Stop
Soros!“-Gesetzespakets, das Engage‐
ment für Einwanderer*innen und Asyl‐
bewerber*innen als illegale Aktivitäten
kriminalisiert und den beteiligten Orga‐
nisationen eine Sondersteuer (Einwan-

derungssteuer) auferlegt. Dieses takti‐
sche Manöver ging dieses Mal auf und
die Arbeit zivilgesellschaftlicher Organi‐
sationen wie der Open Society Foun‐
dations wurde teilweise delegitimiert –
zumindest unter rechten Wähler*innen
(Gerő/Sik 2020; Mikecz 2020).

Im Jahr 2018 wurde schließlich das
letzte Element des gesetzlichen Rah‐
mens für die Zivilgesellschaft und die
politische Beteiligung ersetzt. Während
es vorher kaum Einschränkungen des
Rechts auf Versammlungsfreiheit gab,
wurden nun neue und teilweise nicht
genau definierte Hürden wie „eine un‐
verhältnismäßige Gefahr für die öffentli‐
che Ordnung und Sicherheit oder die
Verletzung der Rechte oder Freiheiten
anderer“ eingeführt (Dojcsák et al.
2020, S. 2). Das neue Gesetz gibt auch
der Polizei mehr Befugnisse, Versamm‐
lungen zu verbieten oder aufzulösen. Fi‐
desz nutzte zudem die COVID-19-Pan‐
demie für eine weitere Verschärfung der
Kontrolle der Zivilgesellschaft. Bereits
im März 2020 wurde im Rahmen eines
ganzen Gesetzespaketes u.a. ein allge‐
meines Versammlungsverbot verhängt,
das im Wesentlichen bis jetzt gilt. Es
dürfen mittlerweile maximal 500 (unge‐
impfte) Personen demonstrieren
(Stand Anfang Juli 2021), obschon
gleichzeitig in der ausverkauften Pus‐
kás Aréna, dem ungarischen Austra‐
gungsort der Fußballeuropameister‐
schaft, vor 65.000 Fans Fussball
gespielt wurde.
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Homophobie als Staatspolitik –
jüngste Eskalation

Die Pandemie stellte weltweit eine im‐
mense Herausforderung auch für die
Zivilgesellschaften dar. Hier ist nicht
nur auf die Gefahr des „government
overreach“ hinzuweisen, wie er im
Nachgang der Terroranschläge vom
11. September 2001 beobachtet wur‐
de und aktuell mit dem ungarischen
Ausnahmezustand ein eindrucksvolles
Beispiel erhalten hat (Bethke/ Wolff
2020). Allein die Einschränkungen des
öffentlichen Lebens, deren Ziel die Re‐
duzierung potenzieller Infektionsketten
sind, verhindern teilweise weitgehend
die Arbeit zivilgesellschaftlicher Orga‐
nisationen (Hutter et al. 2021). Doch
viele von der Pandemie getroffene In‐
itiativen suchten nach kreativen We‐
gen, ihre Arbeit unter den veränderten
Bedingungen fortzuführen. Beispiel‐
haft hierfür ist die Bildungsorganisati‐
on Labrisz Leszbikus Egyesület (La‐
bris Lesbenverein), die ihre Arbeit an
den Schulen nicht mehr fortsetzen
konnte und stattdessen ein inklusives
Märchenbuch herausgegeben hat. In
diesem wurden altbekannte Ge‐
schichten so neu verfasst, dass Ver‐
treter*innen marginalisierter Gruppen
wie Rom*nja und Sinti*zze oder Men‐
schen mit Behinderung oder queerer
Identität die Hauptfiguren darstellen.
Verkaufte sich das Buch einerseits
sehr erfolgreich, reagierte Ungarns äu‐
ßerste Rechte mit einer homophoben
Hetzkampagne auf die Veröffentli‐

chung. Auf einer Pressekonferenz der
rechtsradikalen Partei Mi Hazánk, ei‐
ner Absplitterung der Jobbik, wurde
es öffentlich geschreddert. Das The‐
ma fristete aber nicht nur ein rechtsex‐
tremes Nischendasein, sondern wur‐
de schnell von der ungarischen
Regierung aufgegriffen. Kanzleramts‐
minister Gergely Gulyás betrachtete
das Buch als „homosexuelle Propa‐
ganda“ und verwahrte sich gegen die
Nutzung an Schulen. Sogar Premier‐
minister Viktor Orbán mahnte in einem
Radiointerview, „die Kinder in Ruhe zu
lassen“.

Der Kauf des Märchenbuchs wurde
zum Ausdruck für Protest und die Pu‐
blikation zu einem Bestseller. Die Fi‐
desz-Regierung hat aber ihr Wort ge‐
halten und das Verbot „homosexueller
Propaganda“ in ein Gesetz zur Ver‐
schärfung von Strafen gegen Pädophi‐
le eingeführt – eine Gesetzesinitiative,
die infolge eines Pädophilie-Skandals
ins Parlament eingebracht wurde, an
dem Fidesz-Politiker beteiligt waren.
Orbáns Regierung hat damit nicht nur
für einen internationalen Skandal ge‐
sorgt und wie so oft ein Gesetz verab‐
schiedet, dass vor dem EuGH kaum
Bestand haben wird. Vor allem hat sie
die Arbeit vieler Organisationen, die
sich für die Rechte der LGBTQIA*-
Community, insbesondere im Bereich
der Jugendarbeit, einsetzen, quasi ver‐
boten und Tür und Tor für homophobe
Hetze geöffnet. Damit sind nicht nur
wieder vulnerable Gruppen stigmati‐
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siert und sich selbst überlassen, son‐
dern Handlungsräume für Teile der
Menschenrechtsorganisationen ge‐
schlossen worden. Das ungarische
Fallbeispiel illustriert damit, dass Shrin‐
king Spaces häufig mit „Closed
Spaces“ enden.
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Schrumpfende Räume
Zur Situation von LGBT*
in Polen

>> Monika Pacyfka Tichy

>> Verein Lambda Szczecin

Im 19. Jahrhundert nahmen Minenar‐
beiter*innen Kanarienvögel mit in die
Stollen, die aufhören zu singen, wenn
sich die Stollen mit gefährlichem Koh‐
lenstoffdioxid füllen. Minderheiten und
benachteiligte Gruppen sind die Kana‐
rienvögel einer Demokratie.

Eine neue Hoffnung

Im Jahr 2018 fand in Polen die soge‐
nannte „Regenbogenrevolution“ statt.
Zuvor gab es nur Christopher Street
Days (CSD), d.h. Pride Märsche in den
sechs größten Städten und das in ei‐
nem Land mit immerhin 40 Millionen
Einwohner*innen. Aber nach zwei Jah‐
ren Regierung unter der rechts-konser‐
vativ-katholischen „PiS-Partei“, die Pri‐
de Märsche im nationalen Fernsehen
eine „Parade von Sodomiten gegen Fa‐
milien“ nannten, war die queere Ge‐
meinschaft so wütend, dass sie be‐
gann, Widerstand zu leisten. Nach und
nach wurden neue CSDs angekündigt
und am Ende fanden in der Saison 17
Märsche statt – auch in mittelgroßen

Städten. Rafal Trzaskowski, der neuge‐
wählte Bürgermeister von Warschau,
unterzeichnete eine „LGBT*- Charta“,
in der für Stadtverwaltungen Möglich‐
keiten zur Unterstützung queerer Ein‐
wohner*innen aufgezeigt werden.

Das Imperium schlägt zurück

Als Reaktion darauf erklärte sich die
Gemeinde Świdnik an der östlichen
Grenze des Landes zu einer „LGBT frei‐
en Zone“. Viele Gemeinden, Kreise und
Woiwodschaften folgten diesem Bei‐
spiel. Zum Ende des Jahres waren dies
bereits 100 Gebietskörperschaften, zu‐
meist im Südosten Polens, die circa ein
Drittel des Landes und der Bevölke‐
rung umfassten. Obwohl es sich hierbei
um Symbolpolitik handelt und keine
konkreten Maßnahmen folgten, ermu‐
tigt dieses Vorgehen doch Hass und
Gewalt gegen LGBT*-Menschen in die‐
sen Gebieten – weswegen viele der Be‐
troffenen von dort weggezogen sind.
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In Polen herrschte noch nie eine große
Akzeptanz gegenüber LGBT*, jedoch
ist mit den Erklärungen in Polen die Flä‐
che, in der nicht aktiv gegen queere
Menschen vorgegangen wird, um 33
Prozent geschrumpft.

Gleich nach der Warschauer „LGBT*-
Charta“ startete die Regierungspartei
eine Hasskampagne gegen queere
Menschen. Diese wurde als Waffe in ei‐
nem Jahr eingesetzt, in dem aufeinan‐
derfolgende Wahlen zum EU-Parla‐
ment, dem polnischen Parlament
sowie die Präsidentschaftswahl statt‐
fanden. Die Hasskampagne ging aber
nicht nur von der PiS aus, sondern sie
wurde auch von der katholischen Kir‐
che vorangetrieben, von Bischöfen und
Aktivist*innen. Erzbischof Jędraszew‐
ski sprach die berüchtigten Worte über
die „Regenbogenplage“, welche die
Familie und die Zivilisation zerstören
wolle. Auch Abtreibungsgegner*innen
– inklusive des Ordo Iuris1 – waren hier‐
bei sehr aktiv. Sie behaupteten, die
Warschauer Charta würde bedeuten,
dass „Kindern im Kindergarten ab dem
4. Lebensjahr Masturbation beige‐
bracht“ würde. Diese Behauptung wur‐
de tausendfach von Regierung, Kirche
und rechten Medien wiederholt und
lässt viele Menschen glauben, dass
das Ziel der queeren Bewegung die Le‐
galisierung von Pädophilie wäre.

Der Ordo Iuris finanzierte den sogenann‐
ten „HomophoBUS“. Ein Bus, ausge‐
stattet mit Bannern und Lautsprechern,
um die oben genannten Lügen darzu‐
stellen und Homosexualität mit Pädo‐
philie gleichzusetzen. Dieser Bus fährt
durch Polen und sucht vor allem gezielt
diejenigen Städte auf, in denen der
nächste Pride Marsch stattfinden soll.

Diese Kampagne verursachte eine gro‐
ße Welle von Gewalt gegen LGBT*
Menschen wie etwa öffentliche körper‐
liche Übergriffe. Auch die Selbstmord‐
rate von Jugendlichen und jungen Er‐
wachsenen nahm zu.

Unter diesen Opfern ist auch mein
Freund Milo Mazurkiewicz. Eine 23 Jah‐
re alte Transgenderperson, die den Pro‐
zess der „Beweisführung der Verortung
im gewählten Geschlecht“ nicht über‐
lebte. Dies ist ein sehr demütigendes
Prozedere, in dem die Empfindungen
und die Identität der „untersuchten“
Person angezweifelt werden. Milo, ein
mathematisch-linguistisches Genie auf
Weltniveau und brillante*r IT- Spezialis‐
t*in, fühlte sich als Sklave*in von Staat,
Therapeut*innen und Ärzt*innen, da die‐
se die Macht hatten, über sein*ihr Le‐
ben zu entscheiden. Als vier Jahre zuvor
Präsident Duda das Transgender-Ge‐
setz blockierte, tat er dies mit dem Ar‐
gument, dass die neue Gesetzgebung
das mehrjährige Beweisführungsproze‐

1 Der Ordo Iuris ist eine radikal-fundamentalistische katholische Gruppe, die mit „Agenda Europe“, dem
„Weltkongress für Familie“, der ungarischen Orbán-Regierung und der russischen Regierung verbunden ist.
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dere nicht mehr vorsähe. Seine trans‐
phobische Borniertheit kostete meinen
Freund das Leben. Am 6. Mai 2019 ver‐
ließ Milo die Praxis des*der Psycholo‐
g*in und sprang von einer Brücke.

Offizielle Vertreter*innen der Kirche,
rechte Aktivist*innen und Politiker*in‐
nen positionierten sich ebenfalls gegen
die Gleichstellung von LGBT* und die
Pride Märsche. Auch versuchten einige
Bürgermeister*innen, die Märsche zu
untersagen. Allerdings wurden alle die‐
se Verbote von Gerichten kassiert. Je‐
der Marsch hatte Gegenveranstaltun‐
gen zu erdulden, die von betenden
katholischen Gruppen bis hin zu ge‐
walttätigen Angriffen Dutzender oder
Hunderter junger Männer reichten. Dies
hatte zur Folge, dass die Teilnehmer*in‐
nen der Pride Märsche und die sie be‐
schützenden Polizist*innen Verletzun‐
gen davontrugen und Angreifer*innen
festgenommen wurden. Die Polizei
musste dabei gelegentlich sogar Reiz‐
gas und Wasserwerfer einsetzen.

Das passierte z.B. in meiner Heimat‐
stadt Szczecin, in Gniezno, in Czę‐
stochowa und zweimal in Lublin. Hier
brachte ein junges Pärchen sogar eine
selbstgemachte Bombe mit und wollte
sie auf dem Pride Marsch zünden. Die
Polizei konnte das zwar verhindern,
aber Expert*innen schätzten die
Sprengkraft der Bombe als so hoch
ein, dass sie dutzende Menschen hätte
töten können. Die Terrorist*innen wur‐
den nur zu einem Jahr Haft verurteilt,

so dass sie zum nächsten Marsch wie‐
der auf freiem Fuß gewesen wären.
Dieser musste aber wegen der Pande‐
mie abgesagt werden.

Das Pogrom von Białystok

Ebenfalls 2019 fand der erste Pride
Marsch in Białystok statt, einer Stadt im
Osten Polens. Nach der Ankündigung
des Marsches rief der lokale Vorsitzen‐
de der PiS und der Vorsteher der loka‐
len Kirche die Bevölkerung auf, die „So‐
domiten“ zu stoppen. Dies
wiederholten sie jeden Tag, wochen‐
lang. Der Marsch hatte schließlich
1.500 Teilnehmer*innen, die von 3.000
„Gegendemonstrant*innen“ belagert
wurden, viele trugen T-Shirts mit christ‐
lichen Symbolen. Dazwischen standen
700 Polizist*innen, die keine gute Arbeit
geleistet haben: Viele der Teilnehme‐
r*innen wurden durch Steinwürfe ver‐
letzt. Feuerwerkskörper explodierten zu
unseren Füßen. Nach dem Marsch wur‐
den Teilnehmer*innen im Teenager-Alter
auf ihrem Weg nach Hause gejagt und
verprügelt – einige wurden schwer ver‐
letzt. Auch meine Freund*innen und ich
wurden angegriffen. In einer Seitenstra‐
ße überfiel uns jemand mit einem Base‐
ballschläger, als wir gerade zu unserem
Auto wollten. Wir sahen dem Tod ins
Gesicht. Dass uns die Flucht gelungen
ist, scheint mir wie ein Wunder.

Über das Pogrom von Białystok wurde
weltweit in den Medien berichtet und
es war eine Art Schock für viele „neu‐
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trale“ Menschen in Polen. Wer mitanse‐
hen musste, wie barbarisch LGBT*-
Menschen gehasst werden, und wer
verstand, dass „neutral“ sein nicht ge‐
nug ist, der*die muss einsehen, dass
Minderheiten zermahlen werden, wenn
Mehrheiten ihnen nicht helfen. Nach
der Regenbogenrevolution erlebten wir
2019 aber auch ein Jahr, in dem viele
dies verstanden und zu Verbündeten
wurden.

Allerdings wählte im Herbst des glei‐
chen Jahres eine Mehrheit die PiS er‐
neut zur stärksten Partei im Parlament.
Damit starb unsere Hoffnung auf Ge‐
setzesänderungen bis zum Jahr 2023,
sprich bis zur Neuwahl. Auch Präsident
Duda wurde wenige Monate später im
Amt bestätigt, womit er alle Änderun‐
gen bis zum Auslaufen seiner Amtszeit
im Jahr 2025 blockieren kann. In seiner
Präsidentschaftskampagne sagte er,
„…sie [die LGBT*-Aktivist*innen] versu‐
chen uns davon zu überzeugen, dass
sie Menschen sind. Aber das sind sie
nicht. Es ist eine Ideologie“. Er schlug
zudem vor, die Verfassung dahinge‐
hend zu ändern, dass gleichge‐
schlechtliche Paare keine Kinder adop‐
tieren dürfen – was aber ohnehin schon
jetzt nicht möglich ist. Weiterhin haben
wir einen neuen Minister für Bildung
und Wissenschaft, der meint: „Gleich‐
heit ist Bullshit, diese Menschen sind
nicht gleich mit normalen Menschen.“

„Polish Stonewall“

Einige Wochen nachdem Duda im Amt
bestätigt wurde, im August 2020,
hängten in Warschau queer-anarchisti‐
sche Aktivist*innen eine Regenbogen‐
flagge von einer Jesus-Christus Statue.
Generalstaatsanwalt Ziobro mobilisier‐
te in einem völlig unverhältnismäßigen
Ausmaß Polizeikräfte, um die vermeint‐
lichen Straftäter*innen zu verfolgen, zu
verhaften und zu verhören. Eine von ih‐
nen, eine Transgender- und nicht-binä‐
re Aktivist*in namens Margot (sprich:
Margo), wurde für zwei Monate festge‐
halten – formal für die Beschädigung
eines homophoben Banners am be‐
reits erwähnten „HomophoBUS“ des
Ordo Iuris. 50 Aktivist*innen, die dage‐
gen protestierten, aber auch zufällige
Passant*innen wurden brutal verhaftet
und im Polizeigewahrsam schwer
misshandelt. Die meisten wurden nach
24 Stunden wieder entlassen. Das war
die Nacht von 7. auf den 8. August
2021. Dieser Vorfall wird inzwischen
„Polish Stonewall“ genannt. Trotz der
Einschränkungen wegen der Covid-
Pandemie und trotz des Risikos, von
der Polizei angegriffen zu werden, pro‐
testierten am nächsten Tag tausende
Menschen in Warschau. Auch in vielen
anderen polnischen Städten kam es zu
solidarischem Protest.

Der Justizminister, Zbigniew Ziobro,
gibt riesige Geldsummen aus dem Jus‐
tizfond für „den Kampf gegen Christia‐
nophobie und Verstöße gegen die Reli‐
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gion“ aus – was nichts anderes heißt,
als LGBT*- Aktivist*innen zu schikanie‐
ren. Dabei ist das Geld eigentlich dafür
vorgesehen, Opfern von Verbrechen zu
helfen. Einer seiner engsten Mitarbeiter,
Dariusz Matecki, lebt in meiner Heimat‐
stadt und veranlasste die Staatsan‐
waltschaft, ein Verfahren gegen mich
zu eröffnen wegen angeblicher „Verlet‐
zung religiöser Gefühle und des Aufrufs
zur Gewalt gegen Kirchen“.

Es gibt aber auch Versuche, noch wei‐
terzugehen: Ein*e PiS-Politiker*in
schlug vor, ein Gesetz zum „Schutz der
Familie“ zu erlassen, welches zur Illega‐
lisierung von Geschlechtsumwandlun‐
gen für Transmenschen führen könnte.
Der Ordo Iuris schlug ein Gesetz vor,
um „Homopropaganda“ und die Pride
Märsche zu verbieten – genauso wie in
Russland.

Der Ordo hat einen jährlichen Haushalt
von einer Million Euro zur Verfügung –
ohne dass er offenlegen würde, woher
diese Mittel kommen. Der Ordo betreibt
auf juristischen Wegen und durch Lob‐
byarbeit die Einrichtung sogenannter
„LGBT-freier Zonen“. Zur Verdeutli‐
chung: Einige LGBT*-Aktivist*innen
hatten einen „Atlas des Hasses“ er‐
stellt, der diese „LGBT-freien Zonen“ als
Landkarte darstellte. Sie wurden we‐
gen „Verleumdung“ vor Gericht gezerrt.

Die demokratische Welt schrumpft

Es ist kein Zufall, dass die Regierungen
von Russland, Ungarn und Polen quee‐
re Menschen ins Visier nehmen. Es ist
eine gezielte Strategie, die Rechte von
vorhandenen sozialen Gruppen einzu‐
schränken, was zum Beispiel durch
das Aufkündigen der Istanbul-Konven‐
tion seitens der türkischen und der pol‐
nischen Regierung oder das fast voll‐
ständige Verbot von Schwanger-
schaftsabbrüchen seit letztem Herbst
in Polen – trotz der Proteste von
100.000 Menschen in den Straßen
Warschaus und mitten in der Pandemie
– verdeutlicht wird. Auf diesem Wege
wird versucht, der Gesellschaft beizu‐
bringen, dass einige Menschen mehr
Rechte haben, während andere Men‐
schen weniger Rechte haben. Oder
keine. Wobei aber Gleichberechtigung
doch der Schlüssel zur Demokratie ist.
Schritt für Schritt werden diese Regie‐
rungen die Rechte für mehr und mehr
soziale Gruppen einschränken, bis nur
noch diejenigen Rechte haben, die ent‐
weder selbst an der Macht sind oder
sich denen gehorsam unterordnen.

Die Geschichte zeigt uns, dass dies ein
effektiver Weg ist, um Demokratie in
Autoritarismus zu verwandeln. Und um
die gesamten Staaten, sowohl kulturell
als auch formell, von der europäischen
Staatenfamilie zu entfremden. Europa
schrumpft. Die demokratische Welt
schrumpft. Die empathische menschli‐
che Gesellschaft schrumpft.
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Blitzlicht: Veranstaltung vom 17.05.2021

LGBTQI* in Polen und Deutschland

Erfahrungen und Perspektiven

…

Diese Veranstaltung wurde in Kooperation mit der Deutsch-Polnischen Gesellschaft
Brandenburg und dem AndersARTIG e. V. aus Potsdam organisiert. Monika Pacyfka
Tichy von der polnischen Lambda-Organisation in Szczecin und Lars Bergmann vom
AndersARTiG e.V. teilten ihre Erfahrungen und Perspektiven. Monika Pacyfika Tichy
schilderte die in Polen schwierige Lage für LGBTQI*, deren Community je nach Kom‐
mune oder Provinz erheblichem Druck ausgesetzt ist. So existieren in einem Drittel
der Kommunen, im Süden und Südosten des Landes „LGBT-freie Zonen“, während
es in Stettin, Westpommern und Grünberg gegenteilige Beschlüsse gibt: „Zonen für
alle“. Die Solidarität von Partnerstädten und - regionen ist hier ein wichtiger stärken‐
der Faktor. Das Thema wird insgesamt in den Hintergrund gedrängt, was die Perso‐
nen, besonders Jugendliche verletzlicher macht.

Lars Bergmann referierte über Brandenburger Erfahrungen. Viele queere Menschen
gehen mittelfristig nach Berlin, was den Aufbau von Strukturen auf dem Land er‐
schwert. Dies und mangelnde vom Land Brandenburg bereitgestellte Mittel zur Um‐
setzung des diesbezüglichen Aktionsplans sind für die Vernetzung auf dem Land hin‐
derlich. Dort allerdings wäre sie wichtig. Die Gefahr von Übergriffen durch
Rechtspopulist*innen und -extreme und der Druck von geschlossenen kleinteiligen
sozialen Gemeinschaften sind dort eine Bedrohung für offen lebende oder offen le‐
ben wollende LGBTQI*-Personen. Der Faktor AfD verschärft diese Probleme noch,
deren Rhetoriken und Politiken führen zu vermehrten Über- und Angriffen.

„Die wachsende Repression und Diskriminierung in
Polen hat aber auch dazu geführt, dass das Thema
sichtbarer wurde und die Community gewachsen ist.“

„Die Partnerkommunen können etwas bewirken,
indem sie Öffentlichkeit herstellen.“
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„Polen ist heterogen, auch in den Woiwodschaften selbst gibt es
große Unterschiede bei der Akzeptanz und Sichtbarkeit von
LGBTQI+. In Stettin gibt es eine offene Szene, aber etwas weiter
nach Westpommern rein lebt kaum jemand sein queeres Wesen
aus. “

„Ich weiß nicht, ob die massenhafte Unterstützung aus
Deutschland, z.B. per Busanreise zu Demos dort [Polen] zu
fahren, so gut ist. Es könnte quasi wie ein Import aussehen.“

„Die europäische Agentur für Menschenrechte hat ermittelt, dass sich im
europäischen Maßstab LGBTQI+-Menschen in Polen am schlechtesten
fühlen. 70 Prozent sind schon mindestens einmal mit Gewalttaten konfron‐
tiert worden. Selbst in Posen ist schon das Händchenhalten in der Öffent‐
lichkeit gefährlich.“

„In Brandenburg hat etwa die Hälfte der offen LGBTQI+ lebenden Menschen
schlechte Erfahrungen gemacht wegen ihrer sexuellen Orientierung oder
geschlechtlichen Identität. Und nur ein Drittel der Übergriffe wird überhaupt
angezeigt. Da fehlt das Vertrauen in das Einfühlungsvermögen der Polizei.“

„Gleichheitsmärsche sind wichtig, wichtiger aber ist die persönliche Ebene. Es ist
viel leichter zu hassen, wenn es abstrakt bleibt – so kann ein Monstrum gezeichnet
werden. Wenn ich aber jemanden kenne und mag, der sich geoutet hat, dann ist es
konkret, dann sind Manipulationen schwieriger. Deswegen ist es gut, wenn physisch
und psychisch Starke sich outen, um andere zu unterstützen.“
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Fazit der Veranstalter*innen

Die Situation für LGBTQI+ in Polen ist bedrohlich und von heftigen Einschränkungen
sowie harten Angriffen geprägt. Große Teile der politischen Landschaft wirken daran
ursächlich mit und haben kein Interesse an einer Deeskalation geschweige denn an
einer Stärkung der LGBTQI*-Community. In diesem Klima empowert sich die Bewe‐
gung selbst und kämpft mit großem Einsatz und persönlichem Risiko um Sichtbar‐
keit und sichere Räume. Auch wenn die Situation in Deutschland sich damit kaum
vergleichen lässt, ist es auch hier noch längst nicht selbstverständlich, dass LGBTQI*
sich frei und unbedroht bewegen und engagieren können. Wobei die zunehmend
verächtlichen rechtpopulistischen Rhetoriken bestehende Ressentiments schüren
und dieses gewaltvolle und demokratieschädliche Klima erzeugen bzw. verschärfen.
Die LGBTQI*-Community ist ein wesentlicher Bestandteil unserer Gesellschaft und
ihr Kampf ist immer auch ein Kampf um eine demokratische Gesellschaft.

„Wir brauchen die Unterstützung zur
Ermunterung der lokalen Community.“

„Der erste Gleichheitsmarsch in Stettin hatte eine sehr aggressive
Gegendemo, die weiteren waren dann gut geschützt. Die örtlichen
Hooligans haben sich mittlerweile daran gewöhnt. Während der
Gleichheitsmärsche gibt es eher keine Gefahr mehr. Aber man sollte
nicht alkoholisiert abends durch dunkle Gassen gehen.“

„Es ist jedes Menschen Recht, so zu leben, wie
er*sie möchte – sich sicher und akzeptiert zu
fühlen. Deswegen sind Selbsthilfegruppen und
psychologische Unterstützung so wichtig.“

„Es wird eh gelogen und schlecht über die Aktivist*innen geredet, egal
was unternommen wird. 2011 z.B. wurde behauptet, LGBTQI+ wollten
Masturbationsstunden in Kitas durchführen. Die denken sich aus, was
sie wollen. Ich will möglichst viele Unterstützer*innen dabeihaben. Je
mehr, desto besser. Alle Aktive im Grenzraum wollen das.“
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